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I

W i r  haben bekanntlich kein Weltrechl. Die Bestrebungen, 
für  die wichtigsten Kulturvölker wenigstens auf einigen Teilge­
bieten, die der zwischenstaatliche Verkehr besonders berührt, 
durch internationale Vereinbarungen zu einer einheitlichen Pri- 
vatrechtsordnung zu kom m en1, haben bisher sehr geringen E r­
fo lg  gehabt; nicht einmal für das Kaufrecht, für das doch das 
Bedürfnis nach Vereinheitlichung besonders stark wäre, ist dies 
gelungen. W er  also einem Rechtsfall, dessen Sachverhalt irgend­
welche Auslandsbeziehungen aufweist, gegenübersteht, sei es als 
R ichter, als Anwalt oder Notar oder auch nur als privater In­
teressent oder Gutachter, muß sich vor allem darüber klar sein, 
welche der verschiedenen Rechtsordnungen (wieviele es gibt, 
weiß niemand) er anzuwenden hat. Diese Frage beantwortet das 
sogenannte internationale Privatrecht, es entscheidet darüber, 
nach welcher der verschiedenen nebeneinander stehenden Rechts­
ordnungen ein Fall zu beurteilen ist.

V on  dieser Frage völlig verschieden und mit ihr trog mancher 
Zusammenhänge nicht zu verwechseln ist die Frage, die in ihrer 
Beschränkung auf das Privatrecht den Gegenstand der fo lgen­
den Betrachtung bilden soll, nämlich die, welches die räumlichen 
Grenzen der einzelnen Rechtsordnung und der Rechtsinstitute 
sind, und ob die nach einer bestimmten Rechtsordnung begrün­
deten Rechte in ihrer Wirkung über diese hinausreichen. Die R e ­
geln des internationalen Privatrechts, die sogenannten K o l l i ­
sionsnormen, entscheiden nur darüber, welche Rechtsordnung 
überhaupt anzuwenden und nach welchem Recht denigemäß das 
bestimmte Rechtsverhältnis zu beurteilen ist, sie besagen aber 
noch nichts darüber, wo die räumlichen Grenzen der so festge­
stellten Rechtsordnung und der nach ihr zu beurteilenden Rechte 
verlaufen. Diese zweite Frage wird im einzelnen Falle von prak-

1 W . S e h e r r e r ,  zur Frage der internationalen V ereinheitlichung de* 
Privatrechts, Basel 1928; vgl. auch das vom  Institut de droit international 
pour l’unification de droit prive herausgegebene W erk : L ’ unification du droit, 
Rom  1948.
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tischer Bedeutung erst, wenn die erste, die der anzuwendenden 
Rechtsordnung, geklärt ist, fiir die Rechtsanwendung ist also die 
Frage nach dem internationalen Privatrecht das logische Prius 
gegenüber der Frage nach den räumlichen Grenzen des Rechts.

Die Rechtswissenschaft hat bisher in allen Ländern den K o l l i ­
sionsnormen des internationalen Privatrechts viel mehr B e­
achtung geschenkt als der räumlichen Begrenzung des Rechts und 
der Rechte. Sie bedient sich aber für die beiden Fragenkreise 
nicht selten eines gemeinsamen Schlagworts, obwohl man des­
sen Unklarheit, Mehrdeutigkeit und Ungeeignetheit für eine 
wirkliche Lösung längst erkannt hat2, nämlich des sogenannten 
Territorialprinzips. Einen klaren Sinn hat dieses Prinzip dann, 
wenn man es einem Personalitätsprinzip gegenüberstellt, wie es 
in gewissem Umfang im Altertum und dann im frühen Mittel­
alter geherrscht hat, wo jeder nach dem seiner Stammesherkunft 
entsprechendem Recht lebte und diese Stammesherkunft kund­
tat durch eine professio juris, indem  er erklärte, er lebe nach 
fränkischem, salischem, burgundischem, langobardischem Recht 
usw. V on dieser Auffassung der Territorialität des Rechts ein­
fach als Gegensatz zur Personalität geht im Grunde auch die 
Schrift von Eugenio Pacelli, des jetjigen Papstes, La personalitä 
e la territorialitä delle legge nel diritto romano e canonico, aus. 
Aber die Theorie  ist bei diesem leicht verständlichen und ein­
fachen Sprachgebrauch nicht überall stehen geblieben. Man 
hat die Territorialität in der älteren Statutentheorie in dem 
engeren Sinne der lex rei sitae verstanden, also nur auf die im 
Inland gelegenen S a c h e n  bezogen ; man hat dann in der neue­
ren Statutentheorie unter territorialen Rechtsregeln -solche ver­
standen, w'elche auf dem inländischen Territorium a u s s c h l i e ß ­
l i c h e  Geltung beanspruchen und hat so die Lehre von der T err i­
torialität in Verbindung gebracht mit der Lehre vom ordre pu ­
blic. Man hat, so wie heute von einer völkerrechtlich begrün­
deten Exterritorialität gewisser Personen, namentlich der G e­
sandten, von einer Exterritorialität der Statuten gesprochen und 
damit solche Norm en gemeint, die auch außerhalb des T err ito ­
riums Geltung beanspruchen; wobei, nebenbei bemerkt, der im

2 Vgl. nam entlich F r a n z  K a h n .  Abhandlungen zum internationalen 
P rivatrecht. Bd. 1, S. 93, 224 ff.
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16. Jahrhundert (1519 bis 1590) lebende, als eine Hauptautorität 
des internationalen Privatrechts hohes Ansehen genießende, bre- 
tonische Jurist cTArgentre (Argenträus) in seinem Kom m entar 
zu den Coutumes der Bretagne zur Bekräftigung seiner Lehre 
von  den Statuta spricht, die extra territoria nicht anzuwenden 
sind, „cu m  extra ea terreri nemo possit, quae territorii definitio 
est“ 3, eine höchst zweifelhafte Etymologie, an die allerdings, wie 
uns Pom ponius überliefert, schon im Altertum von manchen ge­
glaubt w urde33.

Heute wird man sich hüten müssen, die räumlichen Grenzen 
des Rechts schlechthin aus einem so allgemeinen und zugleich 
Mißverständnissen ausgesegten Grundsag wie dem sogenannten 
Territorialprinzip bestimmen zu wollen. Man wird gut tun, sich 
zunächst die Frage vorzulegen, worauf sich der Sag, daß das 
R echt nur innerhalb eines bestimmten Gebietes gelten könne, 
eigentlich beziehen soll. A u f  die objektive Rechtsordnung und 
die in ihr enthaltenen Rechtssäge? Oder, was damit zusammen­
bängt, aber doch nicht gleichbedeutend ist, auf den Daseins­
bereich der Rechtsinstitute, der Rechtseinrichtungen, die den 
G e g e n s t a n d  der rechtlichen Regelung bilden? Oder endlich, 
was davon wiederum verschieden ist, auf den Wirkungsbereich 
der subjektiven Rechte, die auf Grund der Rechtsordnung ent­
stehen?

11

O i e  R e c h t s o r d n u n g  als solche ist mit allen in ihr ent­
haltenen Rechtssägen in ihrer Geltung gebietlich begrenzt. A ber 
es würde zu einer falschen Vorstellung führen, wenn man an- 
nehmen wollte, diese Begrenzung falle immer zusammen mit 
den Grenzen des Staates, sie leite sich in ihrem Ursprung her

·» Com m entarii in patrias Britonum  leges seu consuetudines antiquissimi 
ducatus Britanniae, N. 11.

:}a Pom ponius (libro singulari E nchiridii) fz. 239 § 8 D. de verb. sign. 50, 16: 
..quod de eo dictum  q u i d a m a i u n t, eius loci intra eos fines t e r r e n d i ,  
id est sum inovendi, ius habet“ . Dem nach hätte territorium  mit terra nichts zu 
tun (? ): sondern wäre eine Art Asyl.
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auf der gesetjgebenden, liier besser gesagt rechtschaffenden, 
Macht gerade d i e s e s  Staates als eines Teiles seiner Souveräni­
tät, die sich begrifflich nur auf das Staatsgebiet erstrecken 
könne. Wir brauchen uns liier nicht näher einzulassen auf die 
bestrittene Frage nach dem Wesen der Souveränität4, nicht auf 
die Frage, ob zum Staatsbegriff überhaupt die Souveränität ge­
hört, und nicht auf die verschiedenen Stufen einer abgeleiteten 
oder abgeschwächten Souveränität, wie wir sie z. B. im heu­
tigen Deutschland haben. Durch die Kapitulation ist die volle 
gesetjgebende Gewalt, die ein Stück der Souveränität ist, zunächst 
auf die Besatjungsmächte übergegangen, sie ist von diesen dann 
teilweise, aber doch nur teilweise und nicht in allen Zonen  im 
gleichen Maße, an die Länder zurückgegeben worden, z. Zt. ist 
die Verteilung der gesetjgebenden Gewalt unter dem K o n tro l l ­
rat, den Militärregierungen der einzelnen Besaßungszonen, dem 
Wirtschaftsrat der D oppelzone (vorbehaltlich der Genehmigung 
des Bipartite board )0 und den Parlamenten der einzelnen Län­
der ziemlich kompliziert. Was die Staatlichkeit des heutigen 
Deutschland anlangt, so bekenne ich mich in Streit der M einun­
gen zu der Auffassung, daß das heutige Deutschland, solange kein 
Friedensvertrag geschlossen ist, kein souveräner Staat im Sinne 
des Völkerrechts, aber trotjdem noch ein Staat ist, der eine in­
nerstaatliche Souveränität hat und dessen Regierung aus dem 
Kontrollrat und den Oberbefehlshabern der Besatjungszonen b e ­
steht; die Gesetje dieser Organe sind deutsche Gesetje1'. A b er  es 
kommt für unser Problem der räumlichen Abgrenzung des Privat­
rechts gar nicht auf die Richtigkeit dieser Ansicht an. Denn wrer 
die Lösung dieses Problems einfach aus der Eigenstaatlichkeit 
und der Souveränität gewinnen wollte, würde zweierlei über­
sehen. Einmal, daß die Rechtsschöpfung durch den Staat nur

4 A ls erster hat sich dam it in der W issenschaft befaßt li o d i n, Six livres 
de la R epublique, 1577. Aus neuerer Zeit vgl. H. K  e I s e n, Das P rob lem  der 
Souveränität, 1920; R a g g i, La T eoria della Sovranitä, 1908; L a n s i n g, 
N otes on Sovereignty, W ashington 1921; 11. H e l l e r ,  D ie Souveränität, 1927.

5 Zu den Verordnungen des W irtschaftsrats können dieser selbst, die 
Landesregierungen, der Exekutivausschuß und im Falle einer D elegation die 
D irektoren  A usführungsverordnungen erlassen; vgl. H a n s  E h a r d, Staats­
rechtliche Problem e des bizonalen A ufbaus, in Südd. Jur. Ztg. 1947, 585 ff.

0 E ingehend begründet w ird  diese sehr bestrittene M einung neuerdings 
von F. A . M a n n, Deutschlands heutiger Status, in Südd. Jur. Ztg. 1947, 465 ff.
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e i n e  der Quellen des Rechts ist, daß es auch ein nicht vom 
S taa t gcsetjtes G ew ohnheitsrecht gibt; und weiter, daß der Gel­
tungsbereich auch einer gesetjten Rechtsordnung infolge ge­
schich tlicher oder politischer V eränderungen  enger oder weiter 
sein  kann  als das Gebiet der  Staatsgewalt.

Das Verhältn is  des Gesetjes zur Gewohnheit hat sich im Laufe 
der  Rechtsgeschichte völlig verschoben. Ursprünglich  ist das Ge­
w ohnheitsrech t die weitaus s tärkste  Rechtsquelle. Mit dem E r ­
s ta rken  einer Staatsgewalt wird es im Zusammenhang mit der 
Ausbildung des Souveränitä tsgedankens und dem in der Sou­
verän itä t  en tha ltenen  pouvoir législatif immer m ehr verdrängt 
durch  das Gesetjesrecht. heute ist es in  den kontinenta len  R echts­
o rdnungen  h in te r  diesem zwar nicht an G eltungskraft,  so doch 
quan ti ta t iv  nicht vollständig, aber  zum weitaus größten Teil zu­
rückgetre ten , und auch im anglo-amerikanischen Recht, in dem 
cs sich in viel weiterem Umfang erhalten  hat,  wird dieser Zug 
d e r  Entwicklung im m er deu tlicher08.

G e w ö h n  h e i t s r e c h t l i c h e  Bildungen sind nicht nu r  als 
in teressante  historische R udim ente  zu werten, sie k önnen  auch 
im heutigen Recht als Neubildungen von p rak tischer B edeutung 
w erden, wie z. B. das Recht der  Sicherungsübereignung in 
Deutschland. Sie können  sich auch über die Staatsgrenzen hinaus 
gleichartig  in verschiedenen L ändern  en tw icke ln 'b, so daß man 
cum  grano salis von e iner in te rna tiona len  Rechtsbildung sp re­
chen kann. Das V ölkerrecht ist zum guten Teil, wenn auch nicht 
Völlig, ein solches übernationales G ewohnheitsrecht. Aber auch 
im P riv a trech t  ist ein solches; möglich, ebenso im Zivilprozeß, 
so be ruh t z. B. die prozessuale Im m unitä t  der  ausländischen 
S taa tsoberhäup ter  auf einem in te rna tiona len  Gewohnheitsrecht. 
Große geschichtliche Beispiele eines über die Grenzen e iner 
Staatsgewalt hinausgehenden Gewohnheitsrechts sind die R ezep­
tion des römisch-byzantinischen Rechtes, die bekanntlich  nicht 
durch einen Akt der Gesetzgebung erfolgt ist, und die Rezep-

(5a Man braucht,  um sich davon zu überzeugen, nur  einen Blick auf die 
Sammlung des Statutes in den umfangreichen W erken von C h i t  t y und von 
H a l s b u r y zu werfen.

Grundsätzliches über  den Geltungsbereich des Gewohnheitsrechts bei 
K. N e u m e y e  r, in ternationales Verwaltungsrecht,  Bd. 4 (1936), S. 130 ff.
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tion des englischen com m on  law, eines au f  der  P rax is  d e r  oberen 
G erich te  b e ru h en d en  G ew o h nhe its rech ts ,  in  den m eisten  Staa­
ten  von N ord-A m erika  (n ich t  in L o u is ia n a )1.

A ber  auch das G eltungsgeb ie t  d e r  a u f  dem  e u ro p ä isch en  K o n ­
t inent weitaus w ichtigsten  R ech tsque lle ,  näm lich  d e s  G e s e t z e s ,  
fä llt  n ich t no tw end ig  zusam m en mit dem  Staa tsgebie t .  Es fällt 
im  heutigen  D eu tsch lan d  auch  n ich t  no tw end ig  zusam m en mit 
dem  Z onengeb ie t ;  e inerse its  gilt in den  versch iedenen  Zonen im 
allgem einen das gleiche P r iv a t re c h t ,  an d ere rse i ts  k ö n n e n  in­
n e rh a lb  de rse lben  Z one ve rsch iedene  R ech tso rd n u n g en  beste­
hen, wie dies z. B. fü r  die G e rich tso rgan isa t ion  und  fü r  die 
R ech tsm itte l  im  Z iv ilp rozeß  zutrifft.  Das Gesetj le i te t  sich zwar 
in seinem  U r s p r u n g  von e ine r  S taa tsgew alt  ab, es ist dies 
aber, wenn w ir  seinen gegenw ärtigen  H errsch a f tsk re is  b e t ra c h ­
ten , n ich t  im m er  die G ew alt  desselben S taa tes , au f  dessen Ge­
biet es zu r  Zeit gilt. Das e rk lä r t  sich h is torisch  und  politisch. 
Das Gebie t  e in e r  P r iv a t re c h ts o rd n u n g  k a n n  enger  sein als das 
S taatsgebiet.  In  B ayern  h a t  es vo r  d em  BGB tro tj  d e r  E inheit 
d e r  S taa tshohe it  e ine ganze R eihe  von seh r  ve rsch iedenen  P r i ­
va trech tso rd n u n g en  gegeben, ebenso w ar  es in P re u ß e n ,  das 
bayrische L a n d re c h t  und  ebenso das p reuß ische  L a n d re c h t  haben 
n u r  in e inem  Teil des S taa tsgebie ts  gegolten , eben in dem  Teil, 
d e r  schon 1756 zu B ayern  und  1794 zu P re u ß e n  gehörte .  In  
Po len  gelten  vier versch iedene  P r iv a t re c h tso rd n u n g e n .  Das H e r r ­
schaftsgebie t des f ranzösischen  Code civil ha t  sich ü b e r  F r a n k ­
reich h inaus e rs t reck t ,  e r  galt bis z u m  J a h r  1900 auch  in  einem 
Teil von D eu tsch land .  W ä h re n d  des G ro ß d eu tsch en  R eiches h a t ­
ten w ir in D eu tsch land  z\vrei n e b e n e in a n d e r  ge ltende  Z iv ilp rozeß ­
o rd n u n g en ,  die re iehsdcu tsche  u n d  die öste rre ich ische , u n d  aucli 
zwei n e b e n e in a n d e r  s teh en d e  P r iv a t re c h tso rd n u n g e n ,  die des 
BGB und die des ö s te rre ich ischen  Allg.b.G.B. A llgem ein  gesagt: 
mit d e r  Ä n d e ru n g  des po lit ischen  H errsch a f tsg eb ie ts  ä n d e r t  sich 
n ich t ohne w eiteres  das P r iv a t re c h t .

In  diesem  Z u sam m enhang  sei als ein K u r io su m  eine E n tsch e i­
dung  des R eichsgerich ts  e rw ä h n t ,  die geeignet e rsche in t ,  in den 
Augen d e r  N ich t ju r is ten  den R u f  d e r  Ju r is te n  als sp ißfind iger

7 Niehl dasselbe läßt sich von der  R eception  des schweizerischen P r iv a t ­
rech ts  in d e r  T ü rk e i  sagen; sie ist durch  Gesetj erfolgt.
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T if t le r  zu s tä rk en ,  die aber,  wenn  m a n  den Z w eck des Geseßes 
im Auge b ehä lt ,  doch ganz fo lger ich tig  ist. N ach  d e r  deu tschen  
Z P O  § 549s k an n  die Revision gegen ein U r te i l  im allgem einen  
n ich t  au f  die V e r leg u n g  eines aus länd ischen  R ech ts  gestützt w e r ­
den. E ine sche inbare  A usnahm e von  diesem  G ru n d saß  bes teh t  
nach § 549 u n te r  a n d e rm  in so fe rn ,  als die V e r leg u n g  des f r a n ­
z ö s i s c h e n  R ech ts  e inen R ev is ionsgrund  b ilden  k an n .  Das ha t  
seinen G ru n d  zweifellos d a r in ,  d aß  das französische  R e c h t  zu r  
Zeit d e r  Schaffung d e r  Z P O  in  e inem  Teil von D eu tc h la n d  e i n ­
h e i m i s c h e s  R ech t  war. Das R eichsgerich t  (RGZ Bd. 96, S. 98) 
bezieht d a h e r  die R ev is ib il i tä t  des französischen  R ech ts  n ich t  auf 
ein U rte i l ,  bei w elchem  im  k o n k re te n  Fa lle  das französische  
R echt a l s  e i n  a u s l ä n d i s c h e s ,  näm lich  als d e r  code civil 
in se iner G eltung  fü r  Belgien, an zuw enden  war.

T e r r i to r ia l  gebunden  sind auch die K o l l i s i o n s n o r m e n  
des in te rn a t io n a le n  P r iv a tre c h ts .  Das sog. In te rn a t io n a le  P r iv a t ­
rech t ist n ich t  in te rn a t io n a l  in dem  Sinn, daß  seine R egeln  fü r  
alle L ä n d e r  e inhe it l ich  gelten  w ü rd en ,  so seh r  dies auch  zu w ü n ­
schen w äre ;  jedes L and  b es t im m t selbst ü b e r  seine Kollisions- 
i io rm e n a n a n  k a n n  also die F rage ,  n ach  w e lcher  R e ch tso rd n u n g  ein 
k o n k re te r  Fa ll  zu en tsche iden  ist, ü b e rh a u p t  n ich t  a b s t ra k t  lösen, 
sondern  im m er  n u r  vom S ta n d p u n k t  e iner  be s t im m ten  K ollis ions­
o rdnung  aus. U nd w enn d e r  R ich te r ,  wie sehr  häufig, nach  dieser  
K oll is ionsordnung  ausländisches  P r iv a t r e c h t  a n zu w en d en  hat,  so 
ist e r  dazu n ich t desha lb  b e rech tig t  u n d  verpf l ich te t ,  weil d e r  
f rem de  S taa t  im S taa te  des R ich te rs  eine geseßgebende G ew alt  
h ä t te  u n d  R ech ts rege ln  au fs te l len  k ö n n te ,  so n d e rn  deshalb , weil 
seine eigene R ech tso rd n u n g  ihm  vorsch re ib t ,  bei gewissen Sach­
verha lten ,  die e ine A uslandsbez iehung  auf  weisen, e inem  f r e m ­
den R ech te  zu folgen.

W ir haben  hingewiesen a u f  die m ögliche  In k o n g ru en z  von 
S taatsgebiet u n d  R ech tso rdnungsgeb ie t .  Diese In k o n g ru e n z  b e ­
zieht sich auch  auf  die in den R ech tssäßen  e n th a l te n e n  B e - 
g r i f f e .  Sie sind B es tand te i le  d e r  ob jek tiven  R ech tso rd n u n g  
und n eh m en  Teil an d e re n  im p e ra t iv em  C h a ra k te r ,  in so fern  sie 
die V orausseßungen  fü r  die A n w en d u n g  des R ech tssaßes u n d  d a ­
mit seine T ragw eite  n ä h e r  bes t im m en . Da die R echtsbegriffe

8 § 549 ist du rch  das Rechtsm itte lgesetj  von 1946 u n b e rü h r t  geblieben.
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nich t absolute , so n d e rn  n u r  re la tive  B ed eu tu n g  haben  und  nur 
nach  dem  Zweck des R echtsatjes, in  w elchem  sie verw endet 
w erden , g ed eu te t  w e rd en  k ö n n en ,  k o m m t es vor, daß  derselbe 
A usd ruck ,  z. B. d e r  „ W o h n s ig “ o d e r  die „S ache“ o d e r  d e r  „Be- 
s iß“ oder  die „ E in re d e “  im Sinne des e inen  Gesetjes anders  zu 
ve rs tehen  ist als in d em  eines än d ern .

Die sogenann te  T e r r i to r ia l i tä t  d e r  R ech tsn o rm en  k an n  nach 
d em  Gesagten n ich t  als eine räu m lich e  B egrenzung  d u rch  das 
S taa tsgebie t,  so n d e rn  n u r  als eine solche d u rch  den  R ech tso rd ­
nungsbere ich  v e rs tan d en  w erden . Schon daraus  erg ib t sich, daß 
es k e in  r ich tiges  Bild gibt, w enn m an  sie e in fach  aus d e r  Ge­
b ie tsh o h e i t9 ab le iten  will. A b er  sie s te h t  doch  zu r  s taatlichen 
T err i to r ia lg ew a lt  in  e inem  A bhäng igke itsve rhä ltn is .  Sie bedarf  
deren  A n e r k e n n u n g  zu ih re r  G eltung . D er  S taa t  k a n n  sic 
jede rze it  ä n d e rn .  Solange e r  das n ich t  tu t ,  bes teh t  die bisherige 
P r iv a t re c h ts o rd n u n g  fo r t ,  auch w enn sic. n ich t  du rch  ih n  e n t ­
s tanden  ist. Es ist eine Fo lge  d e r  G eb ie tshohe it  des S taa tes , daß 
er  in  seinen G renzen  kein  R ech t  zu du lden  b ra u c h t ,  das e r  nicht 
an e rk e n n e n  will. Die A n e rk e n n u n g  b ra u c h t  jedoch  keine  aus­
d rück liche  zu sein, sie k a n n  sich auch  s tillschweigend einfach 
da raus  ergeben , d aß  d e r  S taa t an dem  R ech tszus tand ,  den er 
au f  seinem H errsch a f tsg eb ie t  vorfindet,  ke ine  Ä nderung  v o r ­
n im m t. W er dabei die S o u v erän i tä t  u n d  dam it die Rechtsände- 
rungsm ach t ausüb t  —  es k a n n  zeitweilig auch  eine Besatjungs-

Zur B edeu tung  d e r  Gebietshoheit  vgl. etwa F r a n z  K a h n  a. a. 0 .  L 
224 ff (hier auch Angaben  f r ü h e re r  Schrif ten);  H. K e l s e n ,  Das P rob lem  der 
Souverän itä t ,  1920; W. H e n r i c h ,  T heorie  des S taatsgebiets,  1922; D. D o ·  
n a t i, S ta to  e te r r i to rio ,  1924; K. N e u m e y e r,  In te rna tiona le s  V erw al­
tungsrech t ,  Bd. 4, S. 121 ff, 164; W a l t e r  H a m e i ,  Das Wesen des S taa ts­
gebiets,  Berlin ,  1933; A d o l f  F.  S c h n i t z e r ,  S taa t  und Gebietshoheit .  
Zürich  und Leipzig 1935, nam entlich  S. 106 ff; F  r a n k e n s t e i n, in te r ­
nationales  P r iv a tre ch t  Bd. 4 (1935) S. 651 ff; P  o 1 1 a k, System des österr.  
Z iv ilprozeßrechts ,  § 18, S. 93 ff, W a li 1, in Zeitschrif t  f. ausl. u. in te rn .  P r iv a t ­
rech t  Bd. 10 (1936), S. 40 ff; D o n  n e  d i e u  d e  V a b r e s, L’évolution de la 
ju r isp ru d en ce  française  en m at iè re  de conflit des lois (1938), S. 575 ff: 
M. W e n z e 1 in den Veröffentl ichungen der  Verein igung der  deu tschen  Staats-  
rechtslehrer,  H e f t  3 (Tagung in Münster),  S. 153; d e r s e l b e ,  Juristische 
G rundprob lem e ,  S. 248 ff, 280 ff; J. P. N i b o y e t, T ra i té  de dro i t  in te r ­
na tional  privé  français  vol. 4: La te r r i to r ia l i té ,  Par is  1947. Reiches historisches 
M ater ia l  bei L. B o u l l e n o i s ,  T ra i té  de la personnali té  et de la réal i té  des 
loix, coutum es et sta tu ts .  2 Bände. Pa r is  1766.
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m ach t  sein — sp ie l t  dabei ke in e  Rolle. Mit d e r  T h eo r ie  von den 
. .w o h le rw orbenen  R e c h te n “ läß t  sich die F o r td a u e r  des R ech ts  
u n d  d e r  R ech te  im Fa lle  d e r  S taa tensuccess ion  n ic h t  b e g rü n d e n ;  
d en n  dem  neuen  S taa t  gegenüber  b a t  ja ein so lcher  E rw e rb  
n ich t  s ta t tg e fu n d e n 1'3.

Die G eb ie tshohe it  des S taa tes  ä u ß e r t  sich n ich t  n u r  positiv in  
d e r  au sd rü ck l ich en  o d e r  stil lschw eigenden  A n e rk e n n u n g  d e r  au f  
se inem  B oden  bes teh en d en  R e c h tso rd n u n g en ,  so n d e rn  auch  n ega­
tiv d a r in ,  d aß  kein  S taa t  d u rch  seine O rgane  au f  d em  B oden  
eines ä n d e rn  S taa ts  ohne  dessen Z us tim m ung  irgendw elche  A kte  
d e r  Rechtspflege  v o rn e h m e n  da rf ,  n a m e n t l ic h  in e in em  R ech ts ­
s tre i t  ke ine  Zuste llungen , keine B ew eiserhebungen , ke ine  V o ll­
s t re c k u n g sm aß n ah m en . Man ba t  schon ge ltend  g e m a c h t10, es sei 
unergiebig  und  i r r e fü h re n d ,  d en  A u sd ru ck  G eb ie tshohe it  ü b e r ­
h a u p t  au f  die v ö lk e r rech t l ich e  G eb ie tshohe it  zu bez iehen ; denn  
eine „ H o h e i t “ h abe  d e r  S taa t  n ich t gegenüber  a n d e re n  S taa ten , 
sondern  gegenüber  den ihm  u n te rw o r fe n e n  P e rso n en .  D am it  wird 
aber  die nega tive  F u n k t io n  d e r  G eb ie tshohe it  n ic h t  ge troffen , 
eben die grundsätzliche A usschließ lichkeit  d e r  Befugnis, au f  e inem  
best im m ten  Gebiet A m tsh an d lu n g en  v o rzunehm en .

III

D ie e inze lnen  R e c h t s i u s t i t u t e ,  die R e ch tse in r ich tu n g en  
und  die e inze lnen  T y p en  von R ech tsve rhä ltn issen ,  sind k e ine  
rech tlichen  Regeln, so n d e rn  G egenstand  von solchen, w enn  m an  
auch fü r  die A uslegung d e r  R ech tssäße , wie schon Erich K a u f­

oa Treffend S c h n i t z e r  a. a. O.

10 So K.. N  e u in e y e r, In terna t iona les  V erw altungsrech t ,  Bd.4, S. 124. 
Dali die Gebietshoheit  n u r  Folge und A usdruck  der  H ohe it  ü b e r  P ersonen  sei, 
betonte  schon S i in m e 1, Soziologie, S. 696. Ich glaube, m it  U n re ch t ;  wenn 
ein Staat  ein bisher unbew ohn tes  Gebiet o k k u p ie r t  und diese O k kupa t ion  von 
anderen S taa ten  a n e rk a n n t  wird, ha t  e r  h ie r  eine Gebietshoheit  ohne R ü c k ­
sicht da rauf ,  ob sicli au f  dem Gebiete  Menschen ansiedeln. Vgl. auch A. v o n 
V e r d r o s s ,  V ö lk e rrech t  (1937) S. 33, S. 117, ff. § 48, S. 201 f.
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mann  «largelegt h a t11, v ie lfach  zu rü ck g eh en  m uß  auf  die Insti tu te .  
Z ah lre iche  R ech ts ius t i t i i te  s ind , so seh r  auch  ih re  Regelung  in 
den einzelnen L ä n d e rn  versch ieden  ist, doch e iner  Vielzahl, von 
L än d e rn  gem einsam ; d e r  T ypus  als so lcher ist t ro ß  d e r  te r r i to ­
r ia len  V ersch iedenheit  d e r  G esta l tung  n ich t  gebietlich  begrenzt, 
m it d e r  G eb ie tshohe it  ha t  dies n ich ts  zu tun. So z. B. die Ehe, 
die e lte r l iche  G ew alt ,  das E igentum , d e r  N ießb rauch ,  der  Kauf, 
die M iete, das D arlehen . D aneben  gibt es n u n  ab e r  Rechtsein- 
r ich tungen ,  die schon als solche, als T ypus ,  n u r  be s t im m ten  Län­
d e rn  e igentüm lich  u n d  ä n d e rn  u n b e k a n n t  sind, u n d  die daher 
von  v o rn h e re in  auch  n u r  in bes t im m ten  L ä n d e rn  dem  Geseß- 
geber  A n laß  zu r  B ildung  von  R ech tssäßen  geben. Solche n u r  be­
s t im m ten  L än d e rn  e igen tüm lichen  In s t i tu te  sind z. B. die serbi­
sche und  bu lgarische  Z adruga , d e r  f ranzösische  bien de famille, 
die i talienische affiliazione, die englische C o rp o ra t io n  sole, bis 
vo r  kurzem  das deu tsche  E rb h o f re c h t .  Ihnen  s tehen  Inst i tu te  
gegenüber, die zw ar  räu m lich  sehr  v e rb re i te t ,  ab e r  doch be­
st im m ten  L än d e rn  u n b e k a n n t  sind. Es gibt z. B. im n ied er län d i­
schen R ech t  ke ine  A dop tio n ,  im i ta lien ischen  ke ine  E ig en tü m er­
hypo thek .  K urz ,  es gibt In s t i tu te ,  die in e ine r  bestim m ten 
R ech tso rd n u n g  n ich t  eine von  e inem  f re m d e n  R ech t in den E inzel­
he iten  abw eichende, so n d e rn  ü b e rh a u p t  k e ine  R ege lung  e r fah ren  
haben , die ihr, sei es aus h is to rischen  oder  aus rech tspo lit ischen  
G rü n d en ,  der  A rt  nach w e s e n s f r e m d  sind. Von p rak t isch e r  
B ed eu tu n g  kann  solche W esensfrem dheit  w erden , wenn ü b e r  die 
aus e inem  solchen In s t i tu t  e rw achsene  Rechts lage , insbesondere  
ü b e r  A nsp rüche  aus e inem  solchen In s t i tu te ,  ein R ech ts s tre i t  en t­
s teh t ,  er  k an n  ja au f  in länd ischem  B oden  u n te r  A u s lä n d e rn  e n t ­
stehen , die nach  dem  fü r  sie ge l ten d en  R echt an e inem  solchen 
In s t i tu t  te ilhaben . Häufig ist schon d ad u rch ,  daß  fü r  S tre it ig ­
ke iten  aus solchen n u r  einem  bes tim m ten  L ande  angehörigen  
R ech tse in r ich tu n g en  in diesem L ande  zugleich eine ausschließ­
liche Z uständ igke it  e inhe im ischer  S o n derge r ich te  bes t im m t ist,

11 In Verhandlungen  der  Tagung deu tsche r  S taa ts re ch t leh re r  in München 
(1927), Heft  4 d. Veröffentlichungen, Seite  81; vgl. auch schon H o l s t e i n  
ebenda H ef t  3 (Tagung in Münster)  und F r a n z  K a h n ,  A bhandlungen  zum 
In te rn a t io n a len  P r iv a tre ch t  I., 61 ff, insbes. 63 ff.
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wie z.B. in  D eu tsch lan d  fü r  E rb h o f  Streit igkeiten , ausschließlich  die 
deu tschen  E rb h o fg e r ic h te  zus tänd ig  w aren , d a fü r  gesorgt,  daß  die 
in länd ischen  G er ich te  sieb m it  solchen S tre i t igke iten  n ich t  zu b e ­
fassen haben . A ber  selbst wo dies n ich t zutr iff t ,  also nach  de r  son­
stigen in n e rs ta a t l ic h e n  Z u s tän d ig k e i tso rd n u n g  ein G er ich t  zu ­
ständig  w äre ,  w ird  d e r  S taa t,  dem  ein  solches In s t i tu t  w esens­
frem d ist, seine G er ich te  n ich t  zu r  V erfü g u n g  ste llen  d ü r fe n .  Es 
feh lt  ihm  die sog en an n te  in te rn a t io n a le  Z u s tän d ig k e i t ;  es ist 
n ich t  ein  M angel an ö r t l ic h e r  Z us tänd igke it ,  um  den es sich h ie r  
hande lt ,  so n d e rn  ein M angel an Z us tänd igke it  ra t io n e  m a te r iae ,  
m an kann  h ie r  von e ine r  sach lichen  s taa tl ichen  U n zus tänd igke it  
sprechen .

Ein anderes  G esicht ha t  die te r r i to r ia le  B egrenzung  b es t im m ­
ter  R ech tse in r ich tu n g en  in d e r  fre iw ill igen  G er ich tsb a rk e i t .  H ie r  
k a n n  die F rag e  au f tau ch en ,  ob die e inheim ische  B ehörde ,  in s ­
besondere  ein e inheim isches G erich t ,  im  W ege d e r  R ech tsh ilfe ,  
auch w enn  ke in  b eso n d e re r  R ech tsh i l fev e r trag  mit dem  frem den  
Staat ih n  dazu  e rm äch t ig t ,  befug t o d e r  sogar v e rp f l ich te t  ist, 
bestim m te R ech tsak te  v o rz u n e h m e n ,  die fü r  die G es ta l tung  eines 
R echtsverhältn isses  e r fo rd e r l ich  sind, das in  se iner p r iv a t r e c h t ­
lichen B eurte i lung  aus länd ischem  R echt un te r l ieg t .  D er  e inhe i­
mische R ich te r  ode r  sonstige B eam te  g re if t  dabei n ich t in  eine 
f rem de  G eb ie tshohe it  ein, e r  hande lt  au f  dem  B oden  seines 
eigenen Staa tes , aber  e r  n im m t eine A m tsh an d lu n g  vor ,  die 
nicht se inem  eigenen R ech t u n te r s te h t ,  so n d e rn  d e r  A n fo rd e ­
rung eines f r e m d e n  R echts  G enüge tun soll. Das m aßgebende  
ausländische R ech t  ver lan g t  z. B. fü r  ein R ech tsgeschäft  r i c h te r ­
liche o d e r  no ta r ie l le  B e u rk u n d u n g ;  k a n n  auch  d e r  deu tsche  R ich ­
te r  ode r  N o ta r  diese B e u rk u n d u n g  v o rn e h m e n ?  O der:  k a n n  in 
einem E rbfa l l ,  d e r  nach aus länd ischem  R ech t zu beu r te i len  ist, 
ein deu tsches N ach laß g er ich t  eine T e s tam en tse rö ffn u n g  v o rn e h ­
men o d e r  fü r  die S icherung  des im In lan d  befind lichen  N a c h ­
lasses so rgen?  Es h an d e l t  sich h ier  n ich t um die räum lichen  G re n ­
zen der  R ech tso rd n u n g ,  son d ern  um  die F rag e  d e r  V e r t r e tb a rk e i t  
der zur V o rn ah m e  eines R ech tsak ts  b e ru fe n e n  ausländ ischen  B e­
h ö rden  du rch  in länd ische , es bestellt  ab e r  doch ein Z u sam m en ­
hang m it  d e r  te r r i to r ia le n  B egrenzung  d e r  R ech tse in r ich tu n g en .



14 Erwin Riezler

In d iese r  m e h rfa c h  b e h a n d e l te n  und  sehr  b e s t r i t te n e n  F ra g e 12 
ist unseres E ra c h te n s  die B e h ö rd e n v e r t re tb a rk e i t  zu b e jah en  u n ­
te r  d e r  d re ifach en  Voraussetzung, daß  d e r  ausländische  Staat, 
dessen m aterie lles  R ech t  m aßgebend  ist, fü r  die A ngelegenheit 
ke ine  ausschließliche Z us tänd igke it  in  A n sp ru ch  n im m t,  daß  auch 
das e inheim ische  R ech t  ein gleiches o d e r  g leichartiges R ech ts­
ve rhä ltn is  m it  g le ichar t igen  o d e r  in  ih re n  W irk u n g en  gleichen 
A m tsak ten  k e n n t ,  d aß  also eine solche T ä tigke it  d e r  e inheim i­
schen B ehörde  n ich t „ i n s t i t u t i o n e l l “ f rem d  ist, und  end ­
lich, daß  die V o rn a h m e  d e r  A m tsh a n d lu n g  n ich t  e ine den aus­
länd ischen  o rd re  pub lic  b e rü h re n d e  sachliche P rü fu n g  e r fo rd e r t ;  
den n  über  die R eichw eite  des aus länd ischen  o rd re  public  kann  
die in ländische  B eh ö rd e  keine  E n tsch e id u n g  treffen, auch nicht 
in E rm essensfragen . Die ganze Frage , die h ie r  n u r  ges tre if t  w er­
den  k an n ,  ist hei d e r  a u ß e ro rd e n t l ich  g roßen  Zahl von  A us­
län d e rn ,  die heu te  in D eu tsch lan d  leben u n d  s te rben , von e rh e b ­
l icher p ra k t is c h e r  B edeu tung .  M an  w ird  bei d e r  P rü fu n g ,  ob eine 
A m tsh an d lu n g  ih re r  A r t  nach  dem  eigenen A ufgabenkre is  der 
in länd ischen  B ehörde  en tsp r ich t ,  n ich t  engherz ig  v e r fa h re n  d ü r ­
fen, denn die A b leh n u n g  k an n  fü r  die Bete il ig ten  e ine r  R ech ts­
verw eigerung  ü b e rh a u p t  g le ichkom m en, w enn, was u n te r  den 
heu tigen  V erhä ltn issen  le ich t zutrifft ,  sich im A usland  keine  an 
sich zus tändige  B ehörde  als zugänglich  erweist.

D er  w ied e rh o l t  au fg e tau ch te  b esondere  Zweifel, wie die dem 
schw eizerischen R ech t  (ZGB Art. 150) fü r  den Fa ll  d e r  Schei­
dung  wegen E h eb ru ch s  b e k a n n te ,  ab e r  dein deu tschen  R ech t  u n ­
b e k a n n te  E h esche idungss tra fe  in  F o rm  e in e r  W a r te f r i s t  fü r  die 
W ie d e rv e rh e ira tu n g  zu b e h an d e ln  sei, w enn  über eine nach  dem

12 Vgl. dazu R  a a p e in S t a u d i n g e t  K o m m e n t a r  zum BGB,
9. Auflage,  Bd. VI 2, S. 164 ff: N i e m  e y  e r  in »einer Z eitschrif t  f. I n t e r ­
nationales Recht,  Bd. 13, S. 21 ff; H. L e w a  I d ,  Das deu tsche  in tern .  P r iv a t ­
rech t  au f  Grundlage  d. R ech tsp rechung  (1931), S. 327 ff; E. W a h l ,  Zum 
in te rna t iona len  Recht d. Freiwill igen G er ich tsba rke i t  in Personen-  und Fa- 
miliensachen, Zeitschrif t  f. ausl. u. int. P r iv a tre ch t ,  Bd. 10 (1936), S. 40 ff; 
H a r a l d  K r ö n i g ,  Z uständ igkeit  in d. fre ien  G er ich tsba rke i t ,  H am burger  
Diss. 1936; F r a n z  S w o b o d a ,  Das int. R ech t  d e r  Freiwill .  G erich tsbarkeit .  
M ünchener  Diss. 1934; F r i t z  R e u ,  Die s taat l iche  Z uständigkeit  im intern.  
P r iv a tre ch t ,  1938, insbes.  S. 164 ff; J u l i u s  R e i c h h o f ,  Die staatl .  Zu­
ständ igkeit  der  deu tschen  N achlaßgerich te ,  M ünchener  Diss. 1938; C. G. 
R a g g i, L ’efficaria degli a t t i  s t ran ie r i  di vo lun tar ia  giurisdizione, Riv. di 
dir.  processuale  civile, Bd. 19, 1 (1942), S. 70 ff.
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m ate r ie l l  m a ß g eb en d en  schw eizerischen  R ech t b e g rü n d e te  E h e ­
sche idungsk lage  von e inem  d eu tsch en  G erich t  zu en tsch e id en  i s t 1 '5 
f indet w ohl seine beste  L ösung d u rch  die A n n ah m e , d aß  de r  
Sche idungsk lage  s ta t tzu g eb en  ist, also n ich t  e twa dem  schw eizer i­
schen  R ech t  die räu m lich e  Ü b e rw irk u n g  wegen W esensfrem dheit  
zu ve rsagen  ist, ab e r  das d eu tsche  G erich t  die Sche idungss tra fe  
n ich t  au ssp rechen  kann ,  weil eben  dieses b esondere  m it dem  
Sche idungsrech t  v e rb u n d e n e  In s t i tu t  dem  deu tschen  R ech t  n icht 
b e k a n n t  ist. M an k o m m t also in  e inem  solchen F a lle  zu e iner 
sachlichen  s taa t l ich en  T e i lu n zu s tän d ig k e i t  wegen W e sen s frem d ­
beit eines E lem en ts  des G esam tin s t i tu ts  d e r  Ehesche idung . Ob 
d e r  im Sche idungsp rozeß  obsiegende K läger  d an n  gegen den 
u n te r leg en en  bek lag ten  Teil h in te rh e r ,  falls e r  in d e r  Schweiz 
e inen  G er ich ts s tan d  findet,  in  d iesen in  e inem  „N  a c l i v e r -  
f a h r e n “ auf  G ru n d  des deu tsch en  Scheidungsurte i ls  den  A us­
sp ru ch  d e r  Sche idungss tra fe  als „ E rg ä n z u n g “ des d eu tsch en  U r ­
teils ver langen  kann ,  e rsche in t  zw eife lhaft .  Im  allgem einen  
w ird  m an  a n n e h m e n  m üssen, daß  die sog. N eb en w irk u n g en  des 
Sche idungsurte ils ,  die im deu tsch en  V e r fa h re n  n ic h t  au sg esp ro ­
chen  w erden  k o n n te n ,  d u rc h  besondere  K lage im A usland  gel­
lend  zu m achen  sind. A b er  ge rade  fü r  die in ZGB A rt. 150 a n ­
g eo rd n e te  S che idungss tra fe  b e s teh t  das B edenken ,  ob d u rc h  A r ­
tikel 150 ü b e rh a u p t  ein A n sp ru ch  d e r  P a r t e i  au f  A n o rd n u n g  
de r  W a r te f r i s t  b eg rü n d e t  w ird  oder  lediglich eine Pflicht des 
(schweizerischen) G erich ts ,  von A m ts wegen die W a r te f r i s t  a n ­
zu o rd n en ,  wobei aber  w ohl vorausgeseß t  ist, daß  ein schw eizeri­
sches U rte i l  e rgeh t ,  und  n ich t  ein frem dländ isches  U rte i l  genügt, 
das au f  G ru n d  des schw eizerischen  R ech ts  e rg e h t14. Das R ich tige  
e rsche in t  m ir ,  zu sagen: w enn ein schweizerisches G erich t  das 
ausländische U rte il  ü b e rh a u p t  a n e rk e n n t  (was e ine  F ra g e  fü r  sich

*3 S. zu der  sehr  b e s t r i t ten e n  F ra g e  L e w a l d, D. In te rn a t .  P r iv a trech t ,  
117; R a a p e, S taa tsangehörigke itspr inz ip  und Scheidungsakt  (1943), S. 97 ff. 
Aus der  P rax is  e inerseits  U r te i le  des K a m m erg er ich ts  v. 27. Jun i  1932 bei 
Dalke, In  PA. Rspr. 1932 N 86 und  v. 22. Ju n i  1933 ebenda  1933 N. 42; 
andererse its  Reichsgericht 26. Okt. 1922 in Gruchots  Beitr . ,  Bd. 57, S. 712; 
OLG. München, 17. März 1921, Rspr. OLG., Bd. 48, S. 16; K am m erger ich t ,  
16. März 1931, bei Dalke,  In te rn .  PR. Rspr. 1931 N. 81.

14 S. über  die in te rna t iona le  rechtliche B ehandlung d e r  Nebenfolgen der  
Scheidung F r a n ç o i s  K a l l  m a n n ,  A n e rk en n u n g  und  V olls treckung  aus­
ländischer Zivilurteile  und  ge r ich tl icher  Vergleiche,  Basel 1946. S. 167 ff.
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ist), muß es dieses weiterhin wie ein schweizerisches behandeln , 
also auf A ntrag  auch im Sinne des schweizerischen Rechts ergän­
zen können. Wollte man dies nicht annehm en, so kö n n ten  die 
schweizerischen Par te ien  in unserem Falle leicht zu einer frau- 
dulosen Zuständigkeitsbegründung in Deutschland versucht sein.

IV

S u b j e k t i v e  R e c h t e ,  also auch A n s p r ü c h e ,  sind, so­
weit sie nicht unm itte lbar m it R echtseinrichtungen Zusammen­
hängen, die ihrem Wesen nach nur einem räumlich begrenzten 
Rechtskreis zugehören, regelmäßig in ih re r  räum lichen W irkung 
n icht begrenzt. Ob sie rechtm äßig  en ts tanden  sind, ob sie noch 
bestehen und welchen Inhalt  sie haben, bestimmt die nach den 
Kollisionsnormen des in te rnationalen  P rivatrechts  für  sie m aß ­
gebende Rechtsordnung. Sind sie aber nach  dieser en ts landen, 
so gelten sie mit dem Inhalt ,  d e r  ihnen nach dem Recht des E n t ­
stehungslandes zukom m t, grundsätzlich auch im Ausland. W er 
nach deutschem Recht E igentüm er einer, gleichgültig, ob im I n ­
land oder im Ausland befindlichen, Sache geworden ist, kann  die 
Ansprüche aus diesem Eigentum  grundsätjlich auch im Ausland 
verfolgen und umgekehrt. W er nach französischem R echt eine 
Forderung  erworben hat, ist auch in Deutschland als Gläubiger 
dieser F o rderung  anzuerkennen , wenn im konkre ten  Falle die 
N orm en des deutschen In te rna tiona len  Priva trech ts  auf die f r a n ­
zösische Rechtsordnung als die maßgebende hinweisen. Die Mög­
lichkeit, den Anspruch vor einem deutschen Gericht zu verfolgen, 
hängt natürlich davon ab, ob der Schuldner in Deutschland einen 
Gerichtsstand hat, was aber sehr wohl zutreffen kann.

Die räumliche U berw irkung eines Anspruchs ins Ausland hat 
aber doch Ausnahm en, die allerdings zum Teil bestr i t ten  u n d  
zweifelhaft sind; und diese Ausnahm en bezeichnen zugleich 
Schranken für die Entscheidungsgewalt ausländischer Gerichte .

Die Ü berw irkung ist einmal zu verneinen für A nsprüche, 
welche aus Rechtsstre itigkeiten entstehen, die in  dem vorhe r



besprochenen Sinne dem  Ausland institutionell wesensfremd 
sind. Von solchen In s t i tu ten  war schon die Rede. Man da rf  jedoch 
in der A nnahm e der  W esensfrem dheit n ich t zu weit gehen, die 
bloße Verschiedenheit in  der  Rechtsgestaltung in einem Lande 
von der in einem anderen  Lande ist na türlich  noch kein Grund 
zur Verneinung e iner über te rr i to r ia len  W irkung. Verschiedene 
Spielarten desselben Rechtsgedankens sind noch keine W esens­
verschiedenheiten. Es können hier manche Zweifel entstehen, 
namentlich (das hat in der P raxis  die größte Rolle gespielt) in 
Bezug auf verschiedene A rten  der T rennung  einer Ehe. Das 
deutsche Reichsgericht ha t  hier in  einigen ziemlich formalistisch 
anm utenden  Entscheidungen den Gedanken der  Äquivalenz wohl 
zu sehr e ingeengt15.

Eine Beschränkung eines Anspruchs auf das Gebiet eines S taa­
tes und daraus folgend in anderen  Staaten eine in ternationale  
Unzuständigkeit der Gerichte ra tione m ateriae  liegt fe rn e r  vor 
bei solchen öffentlichrechtlichen Ansprüchen , die nach  ausländi­
schem öffentlichen Recht ents tehen  und  sachlich nach ausländi­
schem Recht zu beurte ilen  sind. Dahin gehören namentlich S teuer­
ansprüche eines ausländischen Fiskus, ausländische Zollansprüche, 
Ansprüche aus Enteignungen durch einen ausländischen Staat. 
Solche A nsprüche beruhen  auf der Ausübung der Staatshoheit. 
Staatshoheitliche M aßnahm en können  aber nicht der E rö r te rung  
und  Entscheidung durch  einen frem den Staat u n te rw o rfen  sein.

An das Staatsgebiet gebunden und auf dieses beschränk t sind 
aber auch, selbst wenn sie ih re r  N a tu r  nach zweifellos dem P r iv a t­
recht zugehören, manche Rechte, zu deren E n tstehung  ein s taa t­
licher hoheitlicher Gestaltungsakt notwendig ist. Dahin gehö­
ren Privilegien und Monopole, vor allem aber das P a t e n t .  
Dieses Recht ents teh t nur ,  wenn der Staat es verleiht, was er nur 
un ter  bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen tu t.  Er kann  es 
aber nur mit W irkung fü r  sein eigenes Staatsgebiet erteilen, denn 
n u r  in diesem hat er hoheitliche Gewalt. Es gibt also kein P a te n t

1  ̂ S. etwa den Beschluß d. Vereinigten Zivilsenate v. 12. Okt. 1903, 
RGZ 55, 345; Urteile d. RG v. 28. Febr. 1927 bei Warneyer, Rspr. 1927 No. 95 
und v. 17. Febr. 1936 in RGZ 150, 285. Neuerdings besonders beachtlich 
RGZ 167, 193. Eine Zusammenstellung der oberlandesgerichtl ichen R echt­
sprechung gibt L e w a 1 d, D. intern. P rivatrecht ,  S. 121, No. 165.
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schlechthin, sondern  es gibt n u r  ein deutsches16, französisches, 
amerikanisches usw. P a ten t .  Natürlich kann  jemand fü r  dieselbe 
Erfindung in verschiedenen Staaten ein P a ten t  erlangen, er hat 
dann m ehrere  voneinander unabhängige Pa ten te ,  deren jedes nur 
im Verleihungsstaat eine rechtliche W irkung entfalten  kann. Auch 
die Gerichte müssen sich einer Entscheidung über ausländische 
P a ten te  enthalten , sie k ö nnen  über den Bestand und die Gestal­
tung eines auf einem frem dstaatlichen  H oheitsakt beruhenden  
Hechtes n icht urteilen, sofern n icht etwa Staatsverträge etwas an­
deres bestimmen. D er G rund ih re r  Z urückhaltung  ist n ich t eine 
örtliche U nzuständigkeit an sich könn te  ein inländischer 
Gerichtsstand sehr wohl gegeben sein —, sondern es handelt 
sich wiederum um  eine sachliche (vielleicht besser „gegenständ­
liche“ ) Unzuständigkeit. Es gibt daher  im Inland keine Klage auf 
Feststellung des Bestehens oder N ichtbestehens eines ausländi­
schen Pa ten ts ;  es kann  auf ein solches P a te n t  kein U nterlassungs­
anspruch und kein Schadensersaganspruch gegründet werden. Es 
kann von einem inländischen Gericht nicht fü r  nichtig erklärt  
werden. Wegen V erlegung des ausländischen P aten ts  findet im 
Inland keine S trafverfolgung statt. Es kann  zum ausländischen 
P a te n t  kein inländisches Zusatjpatent erte ilt  werden. Eine für 
das P a te n t  erte ilte  Lizenz erstreck t sich im Zweifel nur auf das 
Gebiet des Verleihungsstaates. Ob ein ausländisches P a ten t ,  das 
einem im In land  befindlichen Schuldner zusteht, gegen diesen 
p fändbar  ist (die P fändung  hätte  nach deutschem R echt nach 
ZPO, § 857, zu geschehen) und ob es in dessen In landskonkurs  
zur Masse gehört, ist nicht unzweifelhaft. Die jetjt herrschende 
Lehre n im m t P fändbarke it  und Massezugehörigkeit an. F ü r  sie 
scheint zu sprechen, daß an sich die Gesetjgebung nicht h indert ,  
auch im  Ausland befindliche Vermögensstücke zu pfänden  oder 
fü r  die Konkursmasse zu verw erten , und daß auch ausländische

16 Von dem durch den Krieg und seine Nachwirkungen im Patentwesen in 
Deutschland eingetre tenen Hechtszustand sehe ich hier ab; die neue E ntw ick­
lung ist z. Zt. (Februar 1948) noch nicht zum Abschluß gelangt. S. über  den ge- 
genwärtigen Rechtszustand R e i m e r  in Gewerbl. Rechtsschutz u. Urheberrecht ,  
50. Jahrg. (1948), S. 1 ff, vgl. auch M o s e r  v o n  F i l s e c k  ebenda, S. 8, ff. 
R e i t s t ö t t e r  (für Österreich) ebenda, S. 11 ff. W e r t h  (zur Frage der  
Prioritä t)  ebenda, S. 14 ff. M e 1 d a n ebenda, S. 20 ff. Über d. Schutj d. G e ­
brauchsmuster L i n d e  ebenda. S. 24. ff.
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P a te n te  beliebig ü b e r t ra g b a r  sind, auch  an in länd ische  o d e r  aus­
ländische G läub ige r  des P a te n t in h a b e rs .  A ber  p rak t isch  b e t r a c h ­
te t  f ü h r t  doch  die E r te i lu n g  d u rc h  den  S taa t  u n d  die d a d u rc h  b e ­
g rü n d e te  L oka lis ie rung  des P a te n ts  in  diesem S taa t  zu d e r  Schw ie­
rigkeit,  daß  d e r  aus länd ische  S taa t  e inen  in  se iner  W irk u n g  in 
sein G ebie t e in g re ife n d en  V o lls treckungsak t  n ich t  a n z u e rk e n n en  
b rauch t ,  sondern  d u rch  seine eigene R e c h tso rd n u n g  h in d e rn  k an n .  
Das schw eizerische B u n desger ich t  h a t  die in  d e r  Schweiz erfo lg te  
P fä n d u n g  eines deu tsch en  P a te n ts  fü r  zulässig e rk lä r t ,  w ä h re n d  
das d eu tsche  P a te n ta m t  u n te r  W id e rsp ru c h  d e r  T h eo r ie  den 
gegenteiligen S ta n d p u n k t  e in g en o m m en  h a t 1'.

Trotj des grundsä tj l ichen  F eh len s  d e r  E n tsche idungsgew alt  über  
ein ausländisches P a te n t  k ö n n e n  in länd ische  G er ich te  doch  in  die 
Lage kom m en, zum  B estand  o d e r  F o r tb e s ta n d  des aus länd ischen  
P a te n ts  als e inem  I n z id e n tp u n k t  im R ech ts s tre i t  S te l lung  nehm en  
zu m üssen, w enn  d e r  ge l tend  g em ach te  A nsp ru ch  sich n ich t  auf 
das P a te n t r e c h t  selbst g rü n d e t ,  fü r  ih n  ab e r  eine p a te n t re c h t l ich e  
F rage  als V o rf rag e  ersche in t .  Dies trifft ■/,. B. zu, w en n  ein a u s ­
ländisches P a te n t  im In la n d  v e rk a u f t  w ird  und  d e r  K aufp re is  
im In la n d  e ingek lag t  w ird , o d e r  w enn  je m a n d ,  d e r  im  In la n d  sei­
nen G er ich tss tand  ha t ,  sich verp f l ich te t  ha t ,  ein ausländisches 
P a te n t  zu ü b e r tra g e n ,  o d e r  w enn  im In lan d  die L izenzgebühr  
für die im A usland  geschehene  B enu tjung  eines aus länd ischen  
P a ten ts  e ingeklag t wird.

Es ist eine F rage ,  d e r  m an  noch wenig ß c a c h tu n g  geschenkt 
hat, oh m an den  Grundsatz d e r  te r r i to r ia le n  G e b u n d en h e i t  auch 
für das R ech t  an d e r  p a ten t lo sen  E r f indung  g e lten  lassen will, 
also fü r  das sog. „ E r f in d e r re c h t“ , das schon vo r  der  P a te n t ie ru n g  
und unabhäng ig  davon , ob eine solche ü b e r h a u p t  an g es treb t  w ird  
und m öglich ist, m it d e r  b loßen  T a tsach e  d e r  geistigen S chöpfung  
e n ts te h t18. D e r  beim  P a te n t  m aßgebende  G es ich tsp u n k t  d e r  Her-

17 Vgl. einerseits  Entscli.  d. Schweiz. Hundesgerichts  v. 11. Fehr.  1931, 
Praxis d. Bundesgerichts ,  Bd. 20, S. 245, andere rse i ts  Deutsches P a ten ta m t  
in „M usterschuö  und W e t tb e w e rb “ 1911, S. 21. Zutreffend e rsche in t  m ir  j e ­
denfalls die B em erkung  von N n ß b a u  m, Deutsches in te rn .  P r iv a trech t .  
S. 419, f. Anm. 7, eine solche P fän d u n g  könne  n u r  eine innerha lb  d e r  Schweiz 
wirksame V erfügungsbeschränkung  des Pa ten t in h ab e rs  he rv o rru fen .

V erneinend  K i s c h ,  H an d b u ch  d. deu tschen  P a ten t rec h ts ,  S. 57, ebenso 
K e n t, Das P a ten tgeseß ,  Bd. 1, No. 232, S. 147. E ine gerichtl iche E n tsche i­
dung ist mir  nicht bek an n t  geworden.
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leitung aus einem rechtsgestalteten S taatsakt kann  hier na tü r­
lich nicht in Betracht kom m en. Andererseits  wäre es doch m erk­
würdig, wenn das qualitativ  schwächere Erfinderrecht räumlich 
eine weitere A usdehnung hätte  als das s tärkere  P a ten trech t .  Man 
könn te  an eine Entscheidung im Wege der  Analogie denken, die­
ser Weg ist aber hier, wie häufig, unsicher.

Der fü r  das Pa ten t  geltende Grundsatj der räum lichen Be­
schränkung auf den Erteilungsstaat wird von der P rax is  aus­
gedehnt auf andere  Rechte auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschuges, nämlich auf das G ebrauchsm usterrecht und  das 
Geschmacksniusterrecht, durch neuere  reichsgerichtliche E n t­
scheidungen im Gegensat} zu älteren und un te r  teilweisem W ider­
spruch der Theorie  auch auf das W arenzeichenrecht13; auch diese 
Rechte kommen u n te r  e iner staatlichen Mitwirkung, wenn auch 
anderer  und  schwächerer Art, zustande.

Nun geht man aber noch einen Schritt weiter und behaupte t ,  
diese durch das P a ten t  bestehende te rr i to r ia le  Beschränkung be­
stehen für  a l l e  Im m ateria lgü terrech te ,  auch fü r  das l i t e ­
r a r i s c h e ,  m u s i k a l i s c h e  u n d  k ü n s t l e r i s c h e  U r - 
h e b e r r e c  h t, also fü r  Rechte  zu, deren E n ts tehung und S c h u l ­
fähigkeit nach deutschem und m anchen anderen R ech ten( nicht 
nach allen) irgendwelche staatlich«' Mitwirkung überh au p t  nicht 
e rfo rderlich  ist, sondern  die bloße Tatsache der geistigen Schöp­
fung genügt. Die Frage bleibt als eine grundsätzliche bestehen, 
wenn sie auch durch in te rnationale  V ereinbarungen namentlich 
durch die B erner  Ü bere inkunft  und die sie ergänzenden und  re ­
form ierenden  V erträge20 an praktischer Bedeutung stark v e r­
loren hat. Schon das Bestehen der in te rna tiona len  Verträge  zeigt, 
daß das in einem Lande en ts tandene U rheberrech t  nicht schon 
seiner N atu r  nach als universal gilt, sonst wäre das Bedürfnis  
nach solchen V ereinbarungen kaum  gegeben. W orin aber der 
eigentliche G rund der te rr i to ria len  Beschränkung liegt, ist schwer

19 So in RGZ 118, 76 ff, 129, 385 ff, Jur. Wochenschrif t 1931, 128 ff, No. 22 
(mit Anm. von N u ß b a u m ) ;  anders insbes. RGZ 54, 214 ff (vgl. 18, 28, 45, 
145) u. K ö h l e r  bei Dernburg, Bürgerl.  Recht, Bd. 6, S. 342 ff.

20 Über die Frage ih rer  Fortgeltung vgl. K. R u n g  e, Die Berner  Ü ber­
einkunft zum Schuß von Werken der L ite ra tu r  und Kunst in Kriegs- u. 
Nachkriegszeit,  in Gewerbl. Rechtsschutz u. Urheberrecht ,  50. Jahrg. (1948), 
S. 31 ff.
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zu sagen. E inleuchtend war er zur Zeit des sog. Privilegien- 
systems, denn jeder  Landesherr  konn te  u rheberrech tliche  oder 
verlagsrech tliche  Privilegien na tu rgem äß  n u r  fü r  sein Gebiet ver­
leihen. A ber dieser G rund ist heute weggefallen, und man wird 
schw erlich  annehm en  dürfen , daß es sich um eine traditionelle  
N achw irkung  einer tatsächlich nicht m ehr gerechtfertig ten  A uf­
fassung handle. Ob die bloße Analogie mit dem P a ten trech t  eine 
genügende  Rechtfertigung gibt, ist doch fraglich, eine solche 
A nalogie  ist fü r  das Gebrauchs- und  Geschm acksm usterrecht, die 
ebenso wie das P a ten trech t  dem g e w e r b l i c h e n  Rechtsse it ig  
d ien t,  doch noch eher h inzunehm en als bei den auf einer ganz 
an d e re n  Ebene liegenden Rechten, die unm itte lbar aus dem lite­
ra r ischen  und  künstlerischen Schaffen entstehen. Und wenn ge­
sagt w orden  ist, unser Gesetzgeber wende sich mit seinen Be­
feh len  und wolle sich auch n u r  w enden „an  die, die hier leben“ , 
und  ebenso stehe fest, daß das ausländische U rheberrech t  nicht 
ü b e r  die Grenze re ich t21, so bleibt n icht n u r  der rechtspolitische 
G ru n d  dafü r  dunkel, sondern  es ist auch zu bestreiten, daß es 
d a ra u f  ankonimt, ob der Schutjbedürftige im In land  oder im Aus­
land  l e b t .  W arum  soll ein deutscher Reichsangehöriger, der in 
Zürich  lebt und  in Deutschland ein Buch veröffentlicht hat, fü r  
dieses nicht den Schiit} des deutschen  Gesetzes (nicht nu r  der B er­
n e r  K onvention) finden? Auffallend bleibt auch, daß die U rh eb er­
rech te , in denen doch auch persönlichkeitsrechtliche E lem ente 
stecken, die heute in noch s tärkerem  Maß als f rü h e r  als schute- 
bedürf t ig  anerkann t sind, gebietlich begrenzt sein sollen, w äh­
rend gewisse andere  Persönlichkeitsrechtc  als solche mit in te r ­
na tiona le r  Reichweite ane rkann t w erden22. Aber es scheint fast 
aussichtslos, das in Deutschland herrschende Dogma von der te r r i ­
to ria len  Begrenzung des Rechts an literarischen und künstle r i­
schen Geisteswerken2?', au das ich f rü h e r  seihst geglaubt habe,

21 So R a a p e, U. Int. Privatrecht ,  1. Auflage, S. 373.

22 Nur soll, was aber nicht eine Frage der räumlichen Begrenzung, son­
dern eine fremdenrechtliche Frage ist, der Ausländer nicht mehr Schutj ge­
nießen als der Inländer. .

23 Vgl. sta tt  aller A 1 1 f e 1 d, Kom m entar z. lit. Urhebergesetj,  2. Aufl.; 
auch N u ß b a u  in, Deutsches In ternat.  PR, Seite 337, mit der Behaup­
tung, das „Territoriali tä tsprinzip“ müsse auch für die Urheberrechte  gelten, 
nur daß hier das Gesetz an die Stelle des individuellen Staatsaktes trete;
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e rsc h ü t te rn  zu wollen. Ob m an trot} a l le r  Zweifel an d e r  Ü ber­
zeugungskraf t  d e r  rech tspo li t ischen  B egründungsversuche  hier 
ein in te rn a t io n a le s  G ew o h n h e i ts rech t  als fe s ts tehend  annehm en  
da rf ,  bleibe dah in  gestellt.  K e ine  en tsche idende  S te llungnahm e 
zu r  F rage  d e r  te r r i to r ia le n  G eb u n d en h e i t  en th a l te n  die §§ 54, 55 
des D eu tschen  Lit, U rb . Ges. u n d  § 51 des Ges. be tr .  das U rh e b e r ­
rech t  an W erken  d e r  b i ld en d en  K ü n s te  u n d  der  P h o to g ra p h ie ;  sie 
wollen n u r  die F rag e  b e a n tw o r te n ,  welche P e r s o n e n  d e r  nach 
den deu tschen  U rheberrech tgese tjen  bes teh en d e  Rechtsschutz zu­
k o m m t (R eichsangehörigen  sch lech th in ,  A u s län d e rn  n u r  dann, 
w enn das W erk  zuerst  im  In la n d  e rsch ienen  is t) ;  die w e ite re  da­
von versch iedene  F rage ,  ob das R ech t ,  das nach  diesen B estim ­
m ungen  e n ts ta n d e n  ist, ein te r r i to r ia l  gebundenes  o d e r  räum lich  
universelles ist, lassen sie u n b e rü h r t .  N ich t  zu verw echse ln  mit 
der  F rag e  d e r  räum lichen  B egrenzung  d e r  U rh e b e r re c h te  ist na­
türlich  auch die in  ve rsch iedenen  B eziehungen  e rheb liche  Frage  
nach  ih re r  räum lichen  Belegenheit  (Lokalis ierung).

Es w urde  schon ku rz  e rw äh n t ,  daß au ch  die A n e rk e n n u n g  der 
P e rsö n l ich k e i ts rech te  sich grundsätjl ich  n ich t  au f  das L and  be­
sch rän k t ,  nach  dessen R ech tso rd n u n g  sie en ts tan d en  sind, d aß  aber 
A u s län d e r  als ih re  T rä g e r  n ich t m e h r  Schuß gen ießen  als die I n ­
län d e r .  Dies gilt grundsätjl ich  auch fü r  das N a m e n s r e c h t  2Sa.

aber  da das Gesetz selbst ü b e r  die räumliche Ausdehnung  nichts bestimmt,  
läßt sich die Begrenzung eben n u r  aus der  B esonderheit  her le iten ,  daß  das 
Hecht abhängig ist von e inem  konst i tu t iven  S taa tsak t  und nicht unm it te lba r  
auf  G rund  des gesetjlich no rm ie r ten  T atb es tan d es  en ts teh t .  —  F ü r  das e n g ­
l i s c h e  R e c h t  vgl. die A us führungen  d. Judge  K ekerich  im Falle  Baschet 
v. London S tandart  Comp. (1900), 81 Law Times Rep. 510.

23a Welches h ie r  zur  B est im m ung der  m aßgebenden  R ech tso rdnung  das 
A nknüpfungsm om ent  ist, ist fü r  das Nam ensrech t  und  insbesondere  auch fü r  das 
Adelsrecht,  obwohl es sich, p r iva trech t l ich  b e tra ch te t ,  um ein p e rso n en rech t ­
liches V erhältn is  handelt ,  wegen des öffentlichrechtlichen Einschlags auch in 
Ländern ,  die sonst dem N at iona litä tspr inz ip  folgen, n icht  unzweife lhaf t .  Auf 
diese sehr  verwickelte  F rage  des In te rn a tio n a len  P r iv a tre ch ts  k ann  h ier  nicht 
näher  e ingegangen werden. Vgl. aus der  L i t e r a tu r  etwa G i e s k e r - Z e l l e r ,  
D er N am e im In te rn a tio n a len  P r iv a trech t ,  Zürich  1915; L. R a a p e, D e u t ­
sches In te rna tiona les  P r iv a t r e c h t  § 61; A. N u ß b a u m, Deutsches I n t e r ­
nationales P r iv a tr e c h t  (1932) S. 125 ff; K a r l  N e u m e y e r ,  In te rna tiona les  
V erw altungsrech t,  Bd. 1, S. 285 ff;

P e r r e a u ,  Du droit  des é tran g ers  en F ra n c e  sur  leur nom et t i t r e  no­
biliaire, Jo u rn a l  Clunet 1910, 1025 ff; A r t ike l  Nom pa tro n y m iq u e  et titres 
nobiliaires bei D e  L a p r a d e l l e  e t  N i b o y e t .  R éper to i re  de Droit  I n t e r ­
national,  Bd. 10 (1931), S. 65 ff.
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Dem Schweizer, der ,  wie das in der Schweiz vielfach der Brauch 
u nd  rech tl ich  zulässig ist, zu seinem Fam iliennam en zusätzlich 
den se iner F ra u  fü h r t ,  kann  dies auch in Deuschland n icht v e r­
w eh r t  w erden . Vgl. RG Z 95, 265.

Im m e rh in  k ö n n e n  die öffentlichrechtlichen In teressen, die 
heim N am ensrech t  s ta rk  mitspielen, zu einer E inschränkung der 
( jh e rw irk u n g  ins A usland  führen. Folgende G esichtspunkte seien 
h e rv o rg eh o b en :

a) W e r  nach  dem  R ech t seines Landes bisher befugt ist, seinen 
N am en  beliebig zu ä n d e rn ,  hat diese Fre ihe it  nicht m ehr,  wenn 
e r  in  ein anderes  L and  übersiedelt, in welchem eine Nam ensände­
ru n g  n u r  m it b e h ö rd l ic h e r  Erlaubnis oder durch  behördliche E r ­
te ilung  eines neu en  N am ens möglich ist. Auf seine Staatsangehörig­
keit ko m m t es dabei n ich t an. Wenn ein Staat einen Nainens- 
wechsel n ich t  ohne  s taatliche K ontro lle  und Mitwirkung zuläßt, 
so gehö rt  dies zu se inem  ordre  public; es ist nicht nur durch  ein 
B edürfn is  nach S icherheit  im Rechtsverkehr m otiv iert,  sondern 
auch  d u rc h  e in  polizeiliches Interesse  an möglichst le ichter Fest- 
s te l lba rke it  d e r  Id e n t i tä t  des Namensträgers.

b) W er n ach  seinem  Recht befugt ein A d e l s p r ä d i k a t  führt ,  
Hndet fü r  dieses ke inen  Rechtsschuß in  einem Lande, das den 
Adel aus s taa tspo li t ischen  Erwägungen überhaup t abgeschafft 
hat^ab_ D er S taa t k an n  in  dieser Beziehung F rem de nicht besser 
b ehande ln  als seine e igenen Angehörigen.

c) In  e inem  L ande , in welchem die Befugnis zur Führung  des 
A de lsp räd ika ts  von d e r  E in tragung  in  ein inländisches Register 
(A delsm atrikel)  abhängig  gemacht ist, kann  auch einem ausländi­
schen A d e lsp räd ik a t  ohne  diese E in tragung  kein Rechtsschuß zu­
teil w erden , selbst wenn der Verleihungsstaat die N otwendigkeit 
der E in trag u n g  n ich t  kenn t.  Doch steht wohl nichts entgegen, daß 
auch ein im A usland  n ach  dortigem Recht e rw orbener Adel in 
eine in länd ische  A delsm atrikel eingetragen w ird230.

Daß a l l e  auf  die Fü h ru n g  und Übertragung des Adelsprädikats be­
züglichen Regeln überal l  zum ordre public gehören, soll damit nicht gesagt 
sein; insbesondere  fü r  F ran k re ich  wird es weitgehend verneint;  vgl. R eper­
toire  de Dr. Int.  a. a. O. Nr. 31 ff; P e r r e a u  a. a. O.

2.ic Vgl. dazu die Entscheidungen des Kammergerichts vom 22. April  1927 
in der  R ech tsp rechung  zum Internationalen  Privatrecht ,  Bd. 1, Nr. 19 und 
des Bayer. Oberst .  LG in S trafs .  vom 29. April 1928 ebenda Bd. 3, Nr. 18.
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d) In  e inem  Lande , in w elchem , wie im  heu tigen  D eutschland, 
das A de lsp räd ik a t  n u r  m eh r  die B ed eu tu n g  eines N am en sb es tan d ­
teils, n ich t m eh r  die e ine r  S tandesbeze ichnung  h a t ,  k a n n  auch 
einem  ausländischen  A d e lsp räd ik a t  ke ine  w e ite rgehende  B edeu­
tung  zukom m en. W o im E rw erb ss taa t  d e r  Adel noch ein priv ile­
g ie r te r  S tand  ist, k a n n  die P r iv i leg ie rung  n ich t  in  ein anderes 
L and  überw irken .

V

K ille  schwierige u n d  a u ß e ro rd e n t l ich  b e s tr i t ten e  F rag e  ist die 
nach  der  B ehand lung  a u s l ä n d i s c h e r  j u r i s t i s c h e r  P e r ­
s o n e n ,  nam en tl ich  aus länd ischer  A k tiengese llschaf ten  und  sol­
ch er  H ande lsgese llscha ften , die in  ih r e r  S t r u k tu r  den  ju r is t i ­
schen P e rso n en  a n g e n ä h e r t  sind, im In lan d .  D er  S ch w erp u n k t  der  
p rak t isch en  B ed eu tu n g  d ieser  F rage  liegt im U m fang d e r  V e r t re ­
tu n gsm ach t der  O rgane  so lcher Gebilde u n d ,  da von ih re r  R ech ts­
fäh igke it  ih re  P a r te i fä h ig k e i t  u n d  von ih re r  G eschäfts fäh igkeit  ihre 
P ro z eß fäh ig k e i t  abh än g en ,  im P rozeß .  H ie r  h e rrsch t  in d e r  L i te ra ­
tu r  eine V erw irrung ,  die nach  m e in e r  M einung ih ren  G ru n d  h a u p t ­
sächlich in  un rich t ig e r  F rag es te l lu n g  und  da r in  ba t,  d aß  m an  die 
be iden  grundsätzlich versch iedenen  P rob lem e d e r  anzuw endenden  
R ech tso rd n u n g ,  die eine F ra g e  des sog. In te rn a t io n a len  P r iv a t ­
rech ts  ist, und  die nach  dem  Geltungs- u n d  W irkungsbere ich  der 
ju r is t isch en  P e rso n  n ich t rech t  a u se in a n d e rh ä l t24. W ir  befassen 
uns h ie r  n u r  m it  d e r  zw eiten  d ieser  F ragen .  Im  a llgem einen  sind 
nach  der  A uffassung  des R e ichsgerich ts243 R ech tsgeb ilde  dos 
A uslandes, die d o r t  rech ts fäh ig  sind, auch im  In la n d  als rech ts­
fäh ig  an zu e rk en n en ,  was jedoch  d an n  n ich t  gilt, w enn  d e r  V e r ­
le ihungss taa t  n ich t  zugleich d e r  Sitjstaat (H ein ia ts taa t)  ist. Über 
die V orfrage ,  ob eine ju ris tische  P e rso n  ü b e rh a u p t  eine auslän-

24 Die V erw irrung  wird  dadurch  begünstigt,  daß der deu tsche  Gese^geber  
in EG BGB Art .  10, eine die räum liche  Abgrenzung  betre ffende  Vorschrif t  
m it ten  in die Kollis ionsregeln des In te rna tiona len  P r iv a trech ts  h ineingestellt  
hat.

24a RGZ 52, 96; 92, 76.
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disclie ist, en tsche ide t  unseres  E ra c h te n s  n ich t  d e r  O rt,  an dem  sie 
e r r ich te t  w ird , auch  n ich t d e r  O r t ,  an dem  sie sich b e tä t ig t  ode r  
betä tigen  will, so n d e rn  d e r  O rt,  an dem  sie zunächst  ih re n  Sitz 
ha t ;  sie h a t  ih n  in  dem  S taa te ,  in w elchem  nach  d e r  Satzung die 
V erw altung  g e fü h r t  w ird ,  u n d  d ieser  S taa t  en tsche ide t  zugleich 
über die V e r le ihung  d e r  R ech tsfäh igke it .  Die U n te rs te l lu n g  u n t e r  
diese R ech tso rd n u n g  ä n d e r t  sich grundsätzlich n ich t  d adu rch ,  
daß sie n ac h h e r  ih ren  Sitj in ein  anderes  L and  v e r le g t240 o d e r  in  
einem  solchen F ilia len  b e g rü n d e t2’, ab e r  d e r  neue  Sitjstaat h a t  
die F re ih e i t ,  ih r  fü r  sein G ebiet die e tw a feh len d e  R ech ts fäh ig k e i t  
zu verle iben , w enn seine eigene Gesetzgebung dies zu läß t. D am it 
ist aber  noch n ich t  en tsch ieden ,  ob sie n u n  in  d e r  G esta l t  u n d  m it 
dem  In h a l t ,  den ih r  die fü r  sie m aßgebende  R e c h tso rd n u n g  gibt, 
nur in n e rh a lb  d ieser  R ech tso rd n u n g  bes tehen  k a n n ,  o d e r  auch 
außerha lb  d ieser  a n z u e rk e n n en  ist. Das k a n n  du rch  S taa tsv e r träg e  
geregelt sein, wie dies ta tsäch lich  auch f ü r  A k tiengese llscha ften  
und  an d e re  G esellschaf ten  des H a n d e ls rech ts  in  versch iedenen  
Handels- u n d  F re u n d sc h a f tsv e r t räg e n  zwischen dem  D eutschen  
Reich und  an d e re n  S ta a te n  geschehen  ist. Soweit abe r  e ine  solche 
Regelung n ich t  e rfo lg t ,  k a n n  je d e r  S taa t d u rc h  seine eigene G e­
setzgebung bes t im m en , ob e r  aus ländische  ju ris tische  P e rso n e n  
und ähn liche  gesellschaftl iche G ebilde  in n e rh a lb  se iner G renzen

24b Es ist allerdings auch schon die Meinung v e r t r e te n  worden, eine  Sitj- 
verlegung der juris tischen Person  ins Ausland habe  grundsätjl ich ihre A u f - 
l ö s u n g  zur Folge. F ü r  diese A nnahm e bes teh t  jedoch kein zwingender 
Grund, und sie wird  in den kon t in en ta len  L än d e rn  auch  überw iegend  ali- 
gelchnt,  wenigstens dann, wenn die Satzung dem inländischen R echt  angepaßt  
ist und das im neuen  Sitjlande vorgeschriebene  M indestkap ita l  oder  M indest­
vermögen im Z ei tpunk t  der  V erlegung noch vorhanden  ist; eine Vorschrif t  
in diesem Sinne gibt das Liechtensteinsche  Zivilgesetjbuch vom 20. J a n u a r  1926. 
Art. 234, Abs. 1 und 2. Vgl. auch die öste rre ichischen Gesctje v. 7. Okt. 1921 
(BGBl 1921 Nr. 541, 542) bezüglich d e r  öste rre ichischen L ände rbank ,  auch 
der damaligen anglo-österreichischen Bank.

25 Die im T ex t  v e r t re te n e  Meinung ist außero rden tl ich  b e s t r i t ten ;  sie 
scheint sich im Ergebnis  zu decken  m it den e ingehenden A usführungen  von 
N n ß b a u m ,  D. In t .  PR., S. 187 ff, wo auch abweichende Ansichten  in der  
Theorie und R ech tsp rechung  a n g efü h r t  werden.

Vgl. dazu aber  auch R a a p e, In te rn .  PR.,  § 22, d e r  im Gegensatj zu dem 
Gesagten A nhänger  des r e i n e n  Sitjprinzips ist, dessen k onsequen te  D u rc h ­
führung im Falle  der  V erlegung  des Sißes in einen anderen  S taa t  ohne wei­
tere» auch zu e iner U n te rs te l lung  u n te r  dessen R ech tso rdnung  führt .  Siehe 
auch F. H. H  ä b e r  1 e i n, Die in te rna t ional-p r iva trech t l iche  Ste llung d e r  
HandeUgesellschaften in Gesetjgebung und S taa tsver t rägen ,  Zürich 193.5;
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anerkennen  will. E r  kann  immer, vorausgesctjt, daß ihn nicht eine 
V orschrift seiner eigenen Gesetjgebung daran h indert ,  einer P e r ­
sonengesamtheit, die schon in einein anderen  Lande rechtsfähig 
ist, auch für  sein eigenes Gebiet die Rechtsfähigkeit verleihen.

Eine allgemeingültige A ntw ort  auf unsere Frage wird man, 
und zwar in einem die W irksam keit auf das Gebiet des V er ­
leihungsstaates beschränkenden  Sinn, da geben können, wo das 
sog. Konzessionssystem herrscht, wo also die V e r l e i h u n g  
der Rechtsfähigkeit d u r c h  d e n  S t a a t  zur A nerkennung  zur 
Rechtspersönlichkeit notwendig ist, wie dies z. ß .  nach d e u t­
schem Recht für  die sog. wirtschaftlichen Vereine des bü rger­
lichen Rechts zutrifft nach der praktisch nicht weit reichenden, 
weil auf Handelsgesellschaften nicht anwendbaren, Vorschrift des 
BGB § 22.

Es wäre aber n icht zu billigen, wenn m an der zu einer räum lichen 
Beschränkung der R echtspersönlichkeit  auf das Staatsgebiet fü h ­
renden staatlichen Verleihung die bloße staatliche M itwirkung bei 
der  Entstehung, die durch E in tragung  in  ein öffentliches Register, 
insbesondere das Handelsregister, erfolgt, gleichstellen und  daher  
alle Handelsgesellschaften mit oder ohne Rechtspersönlichkeit,  
also die Aktiengesellschaft, die Kommanditgesellschaft auf Aktien, 
die G .m .b .H .sow ie  die offene Handelsgesellschaft und die einfache 
Kommanditgesellschaft, nur im Gebiet des Staates anerkennen

11. v. R o s e ,  Die privatrechtliche Stellung der  ausländischen juristischen Per-  
sonen, Göttinger Diss. 1931; V. W a 1 t z, Die Verlegung des Sitjes juris tischer 
Personen des Priva trechts  ins Ausland, Greifswalder Diss. 1933; G. B e i t z k e. 
Juristische Personen im Interna tiona lpr iva trech t  und Frem denrecht ,  1938 
(hier reiche weitere L iteralurangaben); G i c s e c k e, Ausländische juris tische 
Personen, im Rechtsvergleichenden H andwörterbuch II, 236 ff; A. S c h n i t ­
z e r ,  Handbuch des internationalen Handels-, Wechsel- und Check rechts (1938), 
S. 61 ff; die Kommentare  zum BGB in den Erläuterungen zu EG Art. 10.

Die in der englischen und amerikanischen Rechtslehre vorherrschende F o r ­
mulierung (vgl. D i c e y - K  c i t h, Conflict of laws, Rule 139; F o o t e B e 1 -
I o t, Private international law, 5. Aufl., S. 162 ff mit zahlreichen Nachweisen 
aus der englischen Jud ika tu r :  Amerikanisches „Corpus juris“ , Band XIV, a. 
Artikel „Corporations“  un ter  § 3922), daß über die rechtliche Existenz e iner 
ausländischen Korporation das Recht des Sitjes entscheide, nach dessen G e­
sehen sie rechtmäßig begründet ist, verdient unseres Erachtens Zustimmung, 
löst aber noch nicht mit Entschiedenheit  den Zweifel, der im Fall der Sift- 
verlegung ents teht.  S. auch Codigo Bustamante  Art.  33.

Vgl. zum Ganzen auch P a u l  C a u v y, Sociétés en droit international,  im 
Réperto ire  de droit in ternational,  B. 10. S. 463 ff.
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wollte, in dem sic ihrenSitj  haben und  ins Register eingetragen sind. 
Da besteht doch der sehr erhebliche Unterschied, daß der Register­
e in trag , der dem Publiz itä tsgedanken dient, beim Vorliegen be­
s t im m ter  gesetjlicher Voraussetjungen erfolgen m u ß ,  w ährend  die 
Verleihung der Rechtsfähigkeit im E r m e s s e n  der zuständigen Be­
hörde  liegt und daher staatspolitischen Erwägungen Raum läßt. 
W enn nach BGB, § 23, einem Vereine, der seinen Si§ im Aus­
land hat, in E rm angelung besonderer  reichsgesetjlicher V orschrif­
ten die Rechtsfähigkeit n u r  durch Beschluß eines Reichsorgans 
(ursprünglich  des Bundesrats) verliehen werden kann , so ist 
diese Vorschrift,  wie es dem  W ortlau t und der Stellung im 
System des Gesekes en tsprich t,  auf bürgerlichrechtliche Vereine 
zu beschränken und n ich t auf Handelsgesellschaften auszudeh­
nen. Auch EG BGB, Artikel 10, bezieht sich n u r  auf bürgerlich- 
rechtliche Vereine und nicht auf andere  juristische Personen·". 
Wohl aber  ergibt sich aus Art. 10 Abs. 2, daß es n ich t die Mei­
nung des Gesetjgebers ist, die n i c h t  durch  das Reich an e rk an n ­
ten ausländischen bürgerlichrech tlichen  Vereine sollten in n e r­
halb des Reichsgebiets ü b e rh au p t  als rechtlich nicht existierend 
behandelt  werden, sie w erden nu r  den Vorschrif ten  über die Ge­
sellschaft und dem § 54 Satj 2 des BGB unterstellt .

Unsere Frage b leibt also, vom S tandpunk t der  innerstaatlichen 
Gesetjgebung aus b e trach te t ,  fü r  die n icht u n te r  das K onzess ion^  
systeni ihres Staates fa llenden Gesellschaften offen, und damit 
wird einer gewohnheitsrechtlichen Bildung und  dem Einfluß der 
Praxis Raum  gegeben.

Das ist unbestrit ten,  vgl. RGZ 83, 357. F ü r  Religionsgesellschaften 
s. EG BGB, Art.  84, Über die Besonderheit der „N a t i o n a 1 i s i e r  t e n 
r u s s i s c h e n  A k t i e  n g e s e  I l s e  h a f t e  n“ s. RGZ 129, 28 v. 29. Mai 1930 
mit Anm. v. L e w a l d  in Jur. Wochenschrif t 1931, 141. l)a die für sic m aß­
gebende Rechtsordnung die russische war, ihnen aber in Rußland die Rechts­
fähigkeit entzogen war (wenigstens nach der herrschenden Auffassung), konn­
ten sie auch in anderen Ländern nicht als Rechtspersönlichkeiten anerkannt 
werden. Ob für ihr außerhalb Rußlands befindliches Vermögen ein Pfleger 
bestellt werden konnte, war nach der Gesetjgebung des Lageorts  dieses V er­
mögens zu bemessen (für das deutsche Recht wohl BGB, § 1913). In diesem 
Sinne auch N u ß b a u m, Deutsches In terna t.  PR, S. 193, Anm. 2, und S. 305. 
hier auch Hinweise auf die reiche inländische und ausländische L ite ra tu r  und 
Rechtsprechung. Vgl. auch T r a c h t e n b e r g ,  Sociétés Russes, im R éper­
toire de droit international, B. 10, S. 487 ff. Über den gegenwärt igen Rechts­
zustand in den Sowjetrepubliken habe ich keine zuverlässige Kenntnis.



Die deutsche Rechtsprechung hat m it gutem G runde eine räum ­
liche Beschränkung der  rechtlichen Betätigung der  ausländischen 
Handelsgesellschaften, seien sie nach dem ihnen eigenen Recht 
juristische P e rsonen  oder nicht, auf das Geltungsgebiet der für 
sie maßgebenden R echtsordnung abgelehnt; sie gewährt ihnen 
auch in Deutschland die Rechtsfähigkeit, H andlungsfähigkeit und 
Parte ifähigkeit,  die ihnen  nach dem Recht ihres Landes zukommt. 
Sie sind nicht etwa im In land  schon deshalb als nicht existierend 
zu behandeln, weil ihre Rechtsfähigkeit und Handlungsfähigkeit 
n icht auf inländischem  R echt beruht. Das allein entsprich t im 
Zeitalter der W eltw irtschaft dem praktischen Bedürfnis. Die durch 
den Krieg und seine Nachwirkungen hervorgerufenen  augen­
blicklichen S törungen der  weltwirtschaftlichen Beziehungen ha­
ben für  unsere Übergangszeit zu E inschränkungen geführt,  die im 
einzelnen liier nicht dargelegt werden können, aber fiir die 
grundsätzliche Lösung der  Frage auf die Dauer n ich t entschei­
dend sein dürfen. Bedrohlich fü r  unsere Auffassung erscheint 
mir allerdings neuestens ein politisches Moment im heutigen 
Deutschland: die Besatjungsmächte suchen das W irkungsfeld gro­
ßer Aktiengesellschaften einzudämmen, indem  sie eine A usdeh­
nung ih re r  Tätigkeit auf das Ausland verbieten, so namentlich 
fü r  die Banken; in der englischen und  amerikanischen Zone soll 
es den Banken nicht gestatte t sein, eine Tätigkeit außerhalb  des 
Landes, in dem sie ih ren  Sitj haben, auszuüben. Sie können  also 
nam entlich  keine Zweigniederlassungen außerhalb  des Landes 
crr ichten . Diese Entwicklung ist zu r  Zeit noch im F luß  und es 
bleibt abzuwarten, welche p r ivatrech tlichen  Konsequenzen sich 
aus ihr ergeben werden.

28 Erwin Riezler
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VI

D as räumliche W irkungsfeld ist endlich auch zu p rü fen  für 
die E n t s c h e i d u n g e n  a u s l ä n d i s c h e r  G e r i c h t e .  Da 
ist zunächst darauf hinzuweisen, daß nach dem Rechte  der m ei­
sten L änder das rechtskräftige  Urteil keine N orm  der objektiven 
Rechtsordnung ist. insbesondere nicht nach deutschem, österrei-



chischem, schweizerischem, französischem, italienischem und 
spanischem Recht. Anders ist dies aber im  englischen und  am e­
rikanischem Recht. H ier  hat die ratio decidendi (nicht das bloße 
o b ite r  d ic tum )27 de r  Urteile  der hohen Gerichte, nicht aller Ge­
richte , die B edeutung einer Rechtsquelle; das englische Common 
law ist ein case-law, ein Gewohnheitsrecht, das aus den P rä ju ­
dizien e rkennbar  ist, fü r  diese gilt also, was über die räumliche 
Begrenzung der  Rechtssätje gesagt wurde.

Im  übrigen kom m t es da rau f  an, ob der  einheimische Staat das 
ausländische Urteil a n e r k e n n t 28. F ü r  diese A nerkennung  
gibt es zwei verschiedene Systeme. In  m anchen Ländern , so in 
Deutschland, in Österreich, in der Schweiz, nach überwiegender, 
aber nicht ganz unbestr i t tene r  P raxis  auch in F rankre ich , und 
jetjt auch in G roßbri tann ien20 bedarf  es zur Anerkennung keines 
besonderen Anerkennungsaktes  durch  den Staat, sondern  ohne 
weiteres ergibt sich, wenn man von Ehesachen absieht, aus der 
Rechtsordnung dieser L änder  (in Deutschland aus ZPO, § 328) 
oder aus S taatsverträgen, ob und un te r  welchen Voraussetjungen 
ein ausländisches Urteil anzuerkennen  ist; doch tr i t t  bei aus­
ländischen Leistungsurteilen die praktisch wichtigste U rte ils­
wirkung, nämlich die Vollstreckbarkeit,  im Inland, nu r  dann ein. 
wenn der inländische Staat in einem besonderen V erfahren 
ihnen die V ollstreckbarkeit zuspricht, also das sogenannte E xe­
qua tu r  erteilt, was durch  ein besonderes Vollstreckungsurteil  
(deutsche ZPO, §§ 722, 723) geschieht30. Zur A nerkennung als 
solcher, namentlich zur Rechtskraftw irkung , im Inland bedarf  cs 
also nach diesem System keiner  ausdrücklichen Entscheidung, 
sondern  nu r  zur Vollstreckbarkeit.  Nach einem ändern  System 
erfolgt nicht nur die V ollstreckbarerk lärung , sondern  die A n­

27 Vgl. E. R i e z 1 c r, Ratio decidendi und obiter dictum, im Archiv, f. 
zivil. Praxis,  Band 139 (1934), S. 161 ff.

‘-8 Vgl. dazu neuerdings F r a n ç o i s  K a 1 l ni a n, Anerkennung und Voll­
streckung ausländischer Zivilurteile  und gerichtl icher Vergleiche, Basel 1936.

20 Nach dem Foreign Judgments (Reciprocal Inforcement) Act, 1933.
30 So auch in Frankreich , wo die Vollstreckbarerklärung durch eine be ­

sondere demande en Exquatu r  begehrt wird.
Der britische Foreign Judgements (Reciprocal Enforcement) Act 1933 

kennt kein besonderes Exequaturverfahren ,  gewährt aber Vollstreckung nur 
unter  bestimmten gesetzlichen Voraussetjungen und hat die schon früher  
übliche Registrierung als Regel (Ausnahmen in sect. 4, un ter  1 b) beibehalten.
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erkennung  des ausländischen Urteils überhaup t,  genauer gesagt, 
seine W irksam erklärung, auf G rund  eines besonderen gericht­
lichen V erfahrens durch Urteil eines inländischen Gerichts. Die­
ses System gilt z. B. in Italien, wo dieses besondere V erfahren  
giudizio di delibazione genannt wird.

Unter  den verschiedenen Voraussetzungen für die A nerkennung 
eines ausländischen Urteils ist die wohl wichtigste negativer Art. 
Das ausländische Urteil ist nämlich nicht anzuerkennen , wenn 
seine A nerkennung gegen den inländischen ordre  public vers to­
ßen würde. Dieser Grundsatj findet sich im Recht aller Länder. 
Aber der Begriff des ordre  public (ordine pubblico, public policy, 
im deutschen EG BGB in Art. 30 und  im ZPO, § 328, No. 4, 
„Zweck eines deutschen Gesetjes“ . in ZPO, § 1041 Nr. 2 , u. § 1044 
Abs. 2 ,N o .2, „öffentliche O rdnung“ ) hat nicht in allen L än d ern  den 
gleichen Inha lt ;  einen sehr weiten nach der französischen Rechts- 
auffassung, einen engeren, aber recht unsicheren, nach der deu t­
schen. In  unsere Betrachtung  der räum lichen Grenzen des Privat- 
rcchts gehört dies - und damit komme ich zum Schluß - deshalb, weil 
gerade die Verschiedenheit der V orschrif ten ,d ie  man dem o rd re  pu ­
blic zurechnet, leicht zu einer höchst mißlichen rechtlichen Erschei­
nung führen kann ,d ie  auch mit einem dem entsprechend unschönen 
Ausdruck bezeichnet wird, nämlich zu einem h inkenden  Rechtsvcr- 
hä ltn is ;das  ist eben ein solches,das in dem c inenLande zuR ech t be­
steht, im ändern  aber nicht als zu Recht bestehend anerkann t 
w ird81. Dies kom m t bei verschiedenen Rechtsverhältnissen vor:;-. 
Der wichtigste und am häufigsten besprochene Fall ist der des

31 In einem anderen Sinne spricht man von einem hinkenden Rechts­
geschäft,  einem negotium claudicans, schon in der Pandekten litera tur .  Man 
versteht hier da run te r  solche gegenseitige Verträge, die zunächst für den einen 
Teil unwirksam, fü r  den ändern  aber bindend sind. Vgl. G u e r g e n s, De 
contractibus claudicantibus, 1863: A r n d t s  Lehrbuch der Pantekten . 14. Aufl. 
1889, § 234, S. 468 f.

Wieder in einem anderen Sinn spricht man von „hinkenden“ Inhaber- 
papieren. Man meint damit solche Ausweispapiere, bei denen der Schuldner 
die Leistung an den Inhaber  der L rkunde  mit befre iender Wirkung bewir­
ken kann, aber nicht verpflichtet ist, an diesen ohne Prüfung der Legitima­
tion zu leisten. Vgl. Deutsches BGB 808, Schweiz. Obi. R., Art.  976.

32 S. zu solchen „Antinomien“ des intern.  Privatrechts  auch N u ß b a u m, 
a. a. O. S. Z. insonderheit zum inatrimonium claudicans L e w a 1 d, Das 
deutsche internationale P rivatrecht ,  S. 84, Nr. 113; F r a n k e n s t e i n ,  I n te r ­
nationales Privatrecht Bd. 3 (1934), S. 213 ff.
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m atr im on ium  claudicans, der  liinkeiiden Ehe. Dasselbe Paar ,  das 
im  Staate A in e iner rechtsgültigen Ehe lebt, gilt, wenn es in den 
S taa t  B zieht, als nicht verhe ira te t ;  um gekehrt,  die Ehe wird im 
S taa te  A rechtskräftig  geschieden, im Staat B wird diese Scheidung 
n ich t anerkann t,  die Ehe gilt h ier  als fortbestehend . N atürlich  be­
s te h t  eine solche örtliche Begrenzung des Rechtsbestandes und 
d e r  Rechtswirkung der Ehe nicht in jedem  Fall, aber  sie kom m t 
g a r  nicht selten vor. Ih ren  G rund hat sie darin , daß das Recht der 
E h e  als eines G rundpfeilers  der sozialen O rdnung, an dem auch 
d e r  Staat ein wesentliches Interesse  zeigt, m it öffentlichrecht­
lichen E lementen durchsetjt ist, m it Vorschriften , auf deren E in ­
ha ltung  der Staat, weil sic zu seinem o rd re  public gehören, nicht 
verzichten  will. Aber m an stelle sich die Folgen eines solchen 
V erhältnisses vor. Die K inder  aus einer solchen Ehe sind in dem 
e inen Staat ehelich, im anderen  unehelich; sie stehen in einem 
Staat un te r  vä terlicher Gewalt, im anderen  nicht; die F rau  hat 
im  einen Staat die Schlüsselgewalt, im anderen  nicht; Mann und 
F ra u  haben in dem einen Staat eine gegenseitige U n te rha lts ­
pflicht, in dem ändern  n ich t;  Mann und F rau  haben in dem einen 
S taa t  als E hegatten  ein gegenseitiges gesetjliches E rbrech t,  im 
än d ern  n icht;  wenn einer der beiden Teile in  dem einen Staat 
eine weitere Ehe eingeht, m acht er sich wegen Doppelehe s t ra f ­
bar, im ändern  nicht, hier lebt er jetjt in e iner sogenannten „lega­
len Bigamie“ . Die mißlichen Folgen des m atrim onium  claudi­
cans werden zum Teil, aber doch n u r  zum l'eil, abgeschwächt 
durch  innerstaatliche Bestimmungen über die sogenannte P u ta ­
tivehe, besondere SchutjVorschriften zu Gunsten der K inder  und 
gutgläubiger D rit te r ,  wie sie z. B. für Deutschland im Ehe- 
geseß von 1946 (Kontrollratsgesetj No. 16) §§ 25— 27, für die 
Schweiz in ZGB Artikel 133, 134 gegeben sind, aber das G ru n d ­
übel, daß die absonderliche Erscheinung überhaup t möglich ist, 
w ird  damit nicht beseitigt. Man suchte die Möglichkeit ihres V o r­
kommens zu verringern  durch  größeres Entgegenkom m en der 
innerstaatlichen Gese^gebung in der A nerkennung der Ehe von 
Ausländern (s. z. B. Deutsche ZPO, § 606 Abs. 2) und nam ent­
lich durch verschiedene auf den H aager K onferenzen zustande­
gekommene K ollektivverträge über den Geltungsbereich der 
Gesetze über die Ehe, so das Eheschließungsabkommen v. 12.
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J u n i  1902, das E hesch e id u n g sab k o m m en  vom gleichen Tage und 
das E hew irk u n g sab k o m m en  vom  12. Ju li  1905. A ber d e r  Erfolg 
d ieser  V ersuche  e ine r  in te rn a t io n a le n  V ers tänd igung  durch 
S taa tsv e r t räg e  w ar doch sehr  e n t täu sch en d .  E in  Teil de r  Staaten , 
d a r u n te r  Ö sterre ich , ha t  sich d iesen A bkom m en  ü b e rh a u p t  nicht 
angeschlossen. Ein a n d e re r  Teil ha t  sich w ieder  davon  losgesagt. 
U n d  endlich  sind d u rch  d en  e rs ten  W eltk r ieg  diese A bkom m en 
zwischen den m ite in a n d e r  im K riege  befindlichen S taaten , soweit 
sie ü b e rh a u p t  d a ra n  beteil ig t  w aren , w ieder  au fgehoben  worden.


